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[Schwerpunkt Afghanistankrieg]

Posen vor der Handykamera: 
Bundeswehrsoldat in Afghanistan

Afghanistan, das man durch eine Besetzung 
des Landes stürzen wollte. Tatsache ist je-
doch, dass 15 der 19 Attentäter des 11. Sep-
tember 2001 Staatsbürger Saudi-Arabiens 
waren, einem Verbündeten der USA. Der 
maßgebliche Drahtzieher und Koordinator 
des Terroranschlags auf die Twin-Tower, 
Atta, kam sogar aus Hamburg.

Das Terrornetzwerk Al-Qaida hatte zwar 
Ausbildungscamps in Afghanistan. Wei-
tere Ausbildungscamps unterhält sie aber 
bis heute in Pakistan, Jemen, Indonesien, 
Ägypten, im Sudan und  weiteren Ländern. 
Selbst wenn die NATO alle diese Länder 
ebenfalls angreifen und besetzen würde, 
wäre es für Al-Qaida ein leichtes, in ande-
ren Ländern neue Ausbildungscamps zu er-
richten. Ausbildungscamps kann man nicht 
durch Krieg bekämpfen!

Die Abwendung von Terrorgefahr ist seit 
Beginn des Afghanistankrieges die Haupt-
begründung für den Einmarsch. Werfen 
wir einen Blick auf die Tatsachen:
Nach dem Einmarsch in Afghanistan kam 
es zu zwei maßgeblichen Terroranschlägen 

Auf der Suche nach der Friedensbewegung
Mittlerweile kann sich die Bundesregierung nicht mehr um die Wahrheit herum mogeln: Deutschland befindet sich 
im Krieg. Täglich sind Bundeswehrsoldaten in den Afghanistankrieg verwickelt. Wie Bundeswehrsoldaten berichten, 
erreicht uns als Nachrichten nur die „Spitze des Eisberges“, nämlich wenn es Tote gegeben hat. Nach repräsentativen 
Umfragen sind etwa 70 Prozent der deutschen Bevölkerung gegen den Kriegseinsatz der Bundeswehr in Afghanistan.   
Diese große Mehrheit hat aber in der „Volksvertretung“, dem Deutschen Bundestag, keine Entsprechung, da sich 
nur Die Linke seit Beginn des Krieges für den sofortigen Abzug der Truppen einsetzt. Gerade deswegen wäre außer-
parlamentarischer Druck besonders wichtig. Aber wo sind die über 500.000 Menschen, die im März 2003 gegen den 
drohenden Irakkrieg in Berlin demonstrierten? Wo sind die Hunderttausende, die in den 1980ern in Bonn gegen das 
atomare Aufrüsten auf die Straße gingen? Warum werden die 70 Prozent nicht für ihren Wunsch nach Frieden aktiv? 
Am 20. Februar 2010 fand die letzte bundesweite Demo gegen den Afghanistankrieg statt. Es waren nur einige Tau-
send gekommen. Die Friedensbewegung scheint tot zu sein. Woran liegt das? Wie bei allen politischen Fragen wird 
nach einem Bündel von Gründen zu suchen sein. Zwei von ihnen soll im Folgenden nachgegangen werden.

Die Rolle der SPD und der Grünen

Wenn man sich die genannten positiven 
Beispiele für eine Beteiligung von einer 
halben Million Menschen bei Friedensde-
monstrationen genauer anschaut, fällt auf, 
dass sowohl die SPD als auch die Grü-
nen massiv die Friedensbewegung unter-
stützten. Erinnern wir uns an die Großde-
mo im März 2003 gegen den drohenden 
Irakkrieg. Schröder und Fischer hatten sich 
vehement gegen eine Beteiligung Deutsch-
lands am Einmarsch im Irak gewandt und 
dies gut begründet. Peinlicher Höhepunkt 
der Demo war ein Mann mit dem Plakat 

„Danke Schröder“. Schließlich gewann Rot-
Grün v.a. wegen der Haltung gegen den Ir-
akkrieg ein letztes Mal die Bundestagswahl. 
Auch die Friedensdemos der 1980er waren 
maßgeblich von den Grünen und der SPD 
unterstützt und wurden so zu Massenveran-
staltungen. Knicken jedoch die ehemaligen 
Friedensparteien ein, bleibt die Friedensbe-
wegung schwach. Dies war auch schon wäh-
rend des Kosovokrieges 1999 zu beobach-
ten. Die rot-grüne Bundesregierung war 
der Meinung, Belgrad ein drittes Mal im 
20. Jahrhundert durch Deutschland bom-
bardieren zu müssen. Obwohl es der erste 
Angriffskrieg Deutschlands seit 1945 war, 
blieben die Friedensaktionen überschaubar. 
Höhepunkt war eine Demo mit ca. 20.000 
Teilnehmern, wobei die Hälfte in Deutsch-
land lebende Serben waren.

Nun unterstützen Grüne und SPD von 
Anfang an den Afghanistankrieg. Schröder 
beteuerte den USA gegenüber eine „unein-
geschränkte Solidarität“. Das hieß für die 
rot-grüne Bundesregierung, sich an dem 
Einmarsch in Afghanistan zu beteiligen. 
Anfangs wurde so getan, als ob die Bundes-
wehr nur Brunnen im Norden Afghanistans 
graben würde und Mädchenschulen eröff-
ne. Warum diese Aufgaben aber nicht von 
Experten wie dem Technischen Hilfswerk 
übernommen wurden, blieb unbeantwor-
tet. Die dauerhafte Stationierung einer Ar-
mee musste irgendwie begründet werden. 
Jetzt fällt es schwer, die Unterstützung des 

Kriegs als Fehler einzugestehen. Stattdessen 
orakelt man darüber, wann eventuell die 
Bundeswehr Afghanistan verlassen sollte. 
Aktuell ist „das höchste Angebot“ das Jahr 
2014. Natürlich ist überhaupt nicht abseh-
bar, wie sich die Lage in Afghanistan in den 
nächsten vier Jahren entwickeln wird.

Der Kampf gegen den Terror

Der Einmarsch in Afghanistan am 7. Ok-
tober 2001 war eine unmittelbare Folge der 
Terroranschläge am 11. September 2001. 
Der damalige US-amerikanische Präsident 
Bush rief den „war on terror“ aus. Als Rache-
ziel fiel die Wahl auf das Taliban-Regime in 

Friedensdemo in Berlin - Mitglieder der Bundestagsfraktion Die Linke u.a. Sevim Dagdelen, 
Ulrich Maurer, Dagmar Enkelmann
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in Europa. Zunächst detonierten am 11. 
März 2004 in Madrid in zehn eng besetzen 
Vorortzügen Bomben. Es kamen 191 Men-
schen ums Leben, 2051 wurden verletzt, 82 
davon schwer. Nachdem anfangs die ETA 
verdächtigt wurde, entpuppte sich bald die 
fundamentalistische Terrorgruppe „Isla-
mische Kampfgruppe Marokkos“ (GICM) 
als für die Anschläge verantwortlich. Als 
Motivation für ihre Anschläge gaben die 
Terroristen die Beteiligung Spaniens an 
dem Irakkrieg an. Es wurden 20 Marokka-
ner und 2 Inder verhaftet. Schließlich wur-
den am 31. Oktober 2007 21 Terroristen 
verurteilt.  Die Ermittlungen kamen zu 
dem Schluss, dass es „keine direkten oder 
erkennbaren Verbindungen zwischen den 
Terroristen und Al-Qaida gab.“

Am 7. Juli 2005 kam es in London zu 
weiteren Terroranschlägen. Wieder wur-
de das Öffentliche Nahverkehrsnetz zum 
Anschlagsziel. In drei U-Bahn-Zügen und 
einem Doppeldeckerbus explodierten Bom-
ben. Dabei wurden 56 Menschen ermordet 
und über 700 Menschen verletzt, teilwei-
se schwer. Alle 4 Attentäter lebten in Eng-
land. Drei von ihnen waren Briten mit pa-
kistanischem Migrationshintergrund. Der 
18-jährige Hasib Hussain, der 22-jährige 
Shehzad Tanweer und der 30-jährige Mo-
hammad Sidique Khan kamen aus Leeds. 
Der 19 Jahre alte Germaine Lindsay wurde 
in Jamaika geboren und lebte in Aylesbury. 
Als Begründung für ihren Terror gaben alle 
Vier die Beteiligung Großbritanniens an 
den Kriegen im Irak und Afghanistan an. 
In dem Bekennervideo von Mohammad 
Sidique Khan klagt er die britische Gesell-
schaft und die Regierung an, unmittelbar 
für die Attentate verantwortlich zu sein und 
bezeichnet sich als Soldat.

Festzuhalten bleibt, dass der Afghanistan-
krieg weder diese Anschläge verhindern 
konnte, noch Afghanistan oder afgha-
nische Bürger in irgendeiner Weise darin 
verwickelt waren. Im Gegenteil, die Beset-
zung Afghanistans führte zu den Terroran-
schlägen, bei denen hunderte unschuldige 
Menschen ermordet wurden. Die Wut auf 
den Westen wird durch die Besetzung des 
Iraks und Afghanistans geschürt, so dass so-
gar „eigene“ Staatsbürger, wie im Falle der 
Londoner Anschläge, zu Terroristen wer-

„Verteidigungs“minister Karl-Theodor zu Guttenberg: „Tod und Verwundung sind Begleiter 
unserer Einsätze geworden, und sie werden es auch in den nächsten Jahren sein, nicht nur 
in Afghanistan.“ (auf einer Trauerfeier im April 2010)

Terroranschlag am 11. März 2004 in Madrid auf einen Vorortzug Terroranschlag am 7. Juli 2005 in London 
auf einen Doppeldeckerbus

den. Massaker der NATO in Afghanistan, 
wie die Ermordung von 142 unbewaffneten 
Zivilisten im Kundusflußtal durch 2 Bom-
benflugzeuge am 4. September 2009, be-
kämpfen nicht den Terror, sondern för-
dern ihn. Die Kriegsbegründung Nr.1 ist 
absurd. Nicht „die Sicherheit der Bundesre-
publik Deutschland wird am Hindukusch 
verteidigt“, wie es Ex-Kriegsminister Struck 
(SPD) formulierte, sondern das Leben der 
Menschen in Afghanistan und Deutschland 
wird durch den Bundeswehreinsatz in Af-
ghanistan täglich aufs Spiel gesetzt. Die be-
ste Prävention von Terroranschlägen ist der 
Abzug der Truppen und die Beendigung 
des Krieges!

Fazit

Wie viele Zivilisten in Afghanistan und 
Bundeswehrsoldaten müssen noch ster-
ben, bis eine starke Friedensbewegung die 
Bundesregierung zum Abzug der Truppen 
zwingt? Sind 42 tote Bundeswehrsoldaten 
(Stand 22. Mai 2010) nicht genug? Die 70 
Prozent aller Deutschen, die den Afgha-
nistankrieg ablehnen, müssen endlich ihre 
Stimme erheben. Den Friedensaktivisten 
kommt dabei die Rolle zu, über den schwer 
zu durchschauenden Afghanistankrieg auf-
zuklären. Auch die Wahl der politischen 
Mittel gehört auf den Prüfstand. Vielleicht 
sind Latschdemos an Wochenendnachmit-
tagen einfach nicht attraktiv genug, um 

eine größere Menge zu motivieren. Blocka-
den von Militärstützpunkten und Militär-
flughäfen (wie der Nachschubbasis der US-
Army in der Nähe Leipzigs) wären z.B. ein 
tatsächlicher Beitrag zum Frieden.

Der Befehlshaber aller NATO-Besatzungs-
truppen, der US-General Stanley McChry-
stal, kündigte das Jahr 2010 als ein „kri-
tisches Jahr“ an. Für den Sommer ist bereits 
eine Großoffensive der NATO-Truppen im 
Norden Afghanistans angekündigt, wo die 
Bundeswehr stationiert ist. Der innenpo-
litische Konflikt um den Kriegseinsatz der 
Bundeswehr in Afghanistan wird sich mit 
Sicherheit verschärfen. Dabei hat die Ver-
unglimpfung der Friedensbewegung schon 
begonnen. So wurde beispielsweise Die Lin-
ke bereits nach ihrer Protestaktion im Bun-
destag als Helfer der Taliban beschimpft. 
Das Pathos nach der Rückführung der Sär-
ge der in Afghanistan gestorbenen Bundes-
wehrsoldaten war von Merkel bis zur BILD 
nicht zu überbieten. Die Soldaten seien „für 
uns gestorben“. Es wird ein scharfer poli-
tischer Konflikt um die Beendigung des Af-
ghanistankrieges werden. Wir sollten darauf 
vorbereitet sein und ihn mit aller Kraft auf-
nehmen.
				    sk

[Schwerpunkt Afghanistankrieg]
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Rotdorn Radio: Der Afghanistankrieg dau-
ert seit dem 7. Oktober 2001 an. Wie sieht 
Deine Bilanz aus?

Tobias Pflüger: Die Situation in Afgha-
nistan ist inzwischen schlechter als zum 
Zeitpunkt des Einmarsches. Vielen Men-
schen geht es schlechter und in weiten Tei-
len Afghanistans findet ein tödlicher Krieg 
statt. Insgesamt kann man sagen: Afgha-
nistan befindet sich in einer völlig desolaten 
Situation. Die NATO und die Bundeswehr 
sind ganz wesentliche Eskalations- und 
Kriegsakteure.

Rotdorn Radio: Wie ist es zu erklären, 
dass sich die Situation in Afghanistan ver-
schlechtert hat?

Tobias Pflüger: Im Grunde genommen geht 
es um zwei Phänomene. Erstens wurde die 
Situation in Afghanistan und die Rolle der 
Bundeswehr in der bundesdeutschen Öf-
fentlichkeit nie richtig vermittelt. Am An-
fang hat es vor allem sehr viel Propagan-
da gegeben, als Bundeskanzler Schröder 
a.D. im Jahre 2001 von der sog. „uneinge-
schränkten Solidarität“ gegenüber den USA 
gesprochen hatte. Niemandem war es wirk-

lich bewusst, dass dort Krieg herrscht und 
das Bundeswehrsoldaten in einen Krieg ge-
schickt werden. Denn Aufbauarbeit findet 
heute kaum noch statt. Zweitens ist der 
afghanischen Bevölkerung zunehmend be-
wusst, dass ihnen ein System übergestülpt 
werden soll. Dagegen gibt es Widerstand, 
da viele Afghanen das westliche Modell 
nicht befürworten. Die gewaltsame Art und 
Weise der NATO-Truppen facht den Wi-
derstand erst richtig an.

Rotdorn Radio: Das heißt, die Besatzungs-
truppen sind der Grund dafür, dass sich die 
Situation verschlechtert hat?

Tobias Pflüger: Die Besatzung ist sogar der 
eigentliche Grund vieler Afghanen, sich zu 
wehren, da die NATO-Truppen brutal und 
rücksichtslos auftreten. Ein Beispiel: Es wur-
den regelmäßig Obstbäume gefällt, damit 
die NATO-Truppen mit ihrem schweren 
Kriegsgerät durch enge Pässe und Stras-
sen fahren konnten. Da diese Obstbäume 
jedoch die Lebensgrundlage vieler ortsan-
sässiger Afghanen waren, regte sich der Wi-
derstand gegen die Besatzer. Beim nächsten 
Durchfahren war die Strasse vermint. 

Rotdorn Radio: Kannst Du eine Einschät-
zung abgeben, wie viele Soldaten und Zivi-
listen im Afghanistankrieg bisher gestorben 
sind?

Tobias Pflüger: Die Opfer auf Seiten der Zi-
vilbevölkerung werden nicht gezählt. Beim 
Massaker von Kundus im Herbst 2009 soll 
es aber beispielsweise um die 150 zivile Op-
fer gegeben haben. Die NATO zählt nur 
ihre Toten. Die Bundeswehr hat bisher 42 
Soldaten verloren. 

[Schwerpunkt Afghanistankrieg]

»Ausbildung« der Besatzungshilfstruppen

Die Karre steckt im Dreck!

„Der Krieg wird nur noch deswegen geführt, 
damit die NATO als Organisation überlebt.“
Interview mit dem Friedensaktivisten Tobias Pflüger

Tobias Pflüger ist 1965 in Stuttgart geboren. Er initiierte 1996 die 
Gründung der Informationsstelle Militarisierung e. V. (IMI). Von 
1997 bis 2003 war er Mitherausgeber und häufiger Autor der gewalt-
frei-anarchistischen Monatszeitung Graswurzelrevolution. Seit Ende 
2002 ist der Tübinger Friedensaktivist aktives Mitglied im wissen-
schaftlichen Beirat des globalisierungskritischen Netzwerks Attac. 
Bei der Europawahl 2004 kandidierte er als parteiloser Kandidat auf 
der Liste der PDS, für die er anschließend ins Europaparlament ein-
zog. Im Mai 2008 trat er in deren Nachfolgepartei Die Linke ein. Für 
die Europawahl 2009 wurde Pflüger am 1. März 2009 auf dem Eu-
ropaparteitag der Linken auf Listenplatz 10 gewählt und verfehlte 
knapp den Wiedereinzug ins Parlament, da seine Partei acht Man-
date errang.

Rotdorn Radio: Der amtierende afgha-
nische Präsident Karsai, der vom Westen 
eingesetzt wurde, artikuliert sich in letzter 
Zeit immer wieder gegen die NATO-Trup-
pen. Bietet Karsai Möglichkeiten, zu einem 
Frieden in Afghanistan zu kommen?

Tobias Pflüger: Karsai hat seine Macht 
durch Warlords, Korruption und Klüngel 
gefestigt. Sein Bruder ist einer der größten 
afghanischen Drogenhändler. Karsai ge-
nießt kein wirkliches Vertrauen in der af-
ghanischen Bevölkerung. Insofern versucht 
Karsai im Moment nur, seine Position in 
der afghanischen Bevölkerung zu festigen, 
um selbst an der Macht zu bleiben. 

Rotdorn Radio: Die deutsche Bundesre-
gierung nennt den Afghanistaneinsatz nun 
auch Krieg. Kann der Begriff Krieg die 
deutsche Bevölkerung erschrecken?

Tobias Pflüger: Die Kriegswilligkeit der 
bundesdeutschen Bevölkerung ist nach wie 
vor nicht vorhanden. Deshalb versucht die 
Bundesregierung mit den getöteten deut-
schen Soldaten, Kriegspropaganda zu be-

Tobias Pflüger in Aktion

Das Interview entstand im Rahmen unserer Radiosendung Rotdorn Radio. Sowohl die Fragen als auch die Antworten 
sind stark gekürzt. Das vollständige Interview ist als .mp3-File auf unserer Homepage www.rotdorn.org zu hören.
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treiben, um eine Akzeptanz für den Afgha-
nistankrieg herzustellen.

Rotdorn Radio: Repräsentative Umfragen 
belegen, dass bis zu 75% der Deutschen ge-
gen den Afghanistankrieg sind. Trotzdem 
scheint die Friedensbewegung tot zu sein. 
Worin liegen die Gründe dafür? 

Tobias Pflüger: Sehr viele Menschen sind 
verunsichert, was das Thema Afghanistan 
angeht. Viele sind zwar gegen diesen Krieg, 
wissen aber nicht, wie es besser gehen 
könnte. Da muss die Friedensbewegung 
klar formulieren, dass mit dem Abzug der 
NATO und der Bundeswehr sich neue Tü-
ren öffnen würden. Denn nur so kann eine 
weitere Eskalationsspirale verhindert wer-
den. 

Rotdorn Radio: Brauchen wir vielleicht 
auch neue Formen des zivilen Ungehor-
sams?

Tobias Pflüger: Die Infrastrukturen des 
Krieges haben wir alle vor Ort: das sind 
Bundeswehr-, US- sowie britische Kaser-
nen oder auch die Flughäfen. Eine Beset-
zung dieser Infrastruktur kann auf den Af-
ghanistankrieg weiter aufmerksam machen. 
Wir müssen in den Aktionsformen und in 
der konkreten Aufklärungsarbeit kreativer 
werden.

Das Thema Afghanistankrieg 
im Rotdorn Radio:

Rotdorn Radio vom 12. April 2010 >> 
Der Afghanistankrieg

Rotdorn Radio vom 12. Mai 2008 >> 
Aktuelles über den Afghanistankrieg

Rotdorn Radio vom 10. September 
2007 >> Der Bundeswehreinsatz in 
Afghanistan

Rotdorn Radio vom 13. August 2007 
>> Die Situation in Afghanistan

Rotdorn Radio vom 20. Novmber 
2006 >> Die Auslandseinsätze der 
Bundeswehr

alle Sendungen zum download 
auf www.rotdorn.org

Rotdorn Radio: In der US-
Friedensbewegung spielten 
immer die Angehörigen der 
toten Soldaten eine große 
Rolle. Kennst Du diesbezüg-
lich einen Fall aus Deutsch-
land?

Tobias Pflüger: Der Bundes-
wehrführung gelang es bisher, 
die Angehörigen der 
getöteten Soldaten 
unter Kontrolle zu 
halten. Es wird span-

nend zu beobachten sein, wenn es 
weitere tote Bundeswehr-Soldaten 
gibt, ob es der Bundeswehrführung 
gelingt, dies weiterhin unter Kon-
trolle zu halten. 

Rotdorn Radio: Wie schätzt Du 
die Terror-Gefahr für Deutschland 
ein?

Tobias Pflüger: Wenn die Bundes-
wehr und die NATO weiterhin für 
Terror in Afghanistan sorgen, dann 
kann es auch vermehrt Terroran-
schläge in Deutschland geben. Ein 
Rückzug der Bundeswehr aus Af-
ghanistan wäre auch diesbezüglich 
ein Beitrag zum Frieden und gegen 
den Terror.

Rotdorn Radio: Wieso ist es eigent-
lich nicht möglich Afghanistan mi-
litärisch zu beherrschen?

Tobias Pflüger: Das hängt mit der 
Infrastruktur, der gesellschaftlichen 
Struktur und der politischen Struk-
tur Afghanistans zusammen. Das 
postkoloniale Denken des Westens 
erzeugt Widerstand. Es wird auch 
keine Rücksicht auf die Bedin-
gungen vor Ort genommen. 

[Schwerpunkt Afghanistankrieg]

Strategisch noralgische Punkte: Bergpässe in Afghanistan  

Das Magazin der Fraktion DIE LINKE. im Bundestag:

Mit Interviews, aktuellen nationalen und internationalen Themen, Hintergrundberichten und
Reportagen aus dem Inneren des Deutschen Bundestages. Clara. und andere Publikationen
kostenfrei abonnieren unter 030 227-51170 oder 
auf www.linksfraktion.de!

Rotdorn Radio: Wenn der Krieg nicht zu 
gewinnen ist, wieso führt man dann diesen 
Krieg überhaupt noch weiter?

Tobias Pflüger: Innerhalb der NATO wird 
es offen formuliert: wenn die NATO diesen 
Krieg verliere, habe die NATO als Organi-
sation keine Zukunft mehr. Insofern wird 
der Krieg nur noch deswegen geführt, da-
mit die NATO als Organisation überlebt. 

Anzeige
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Afghanistan -
Land ohne Hoffnung, Krieg ohne Ende
Der Artikel will durch die Darstellung der letzten 90 Jahre afghanischer Geschichte die Komplexität und Vielschich-
tigkeit des „afghanischen Problems“ deutlich machen. Das Land ist Jahrhunderte lang durch die um Vorherrschaft 
streitenden, ethnischen und religiösen Gruppen im Innern geprägt und durch die  geopolitischen Interessen der 
Großmächte und Nachbarstaten zerrüttet. Krieg und Bürgerkrieg sind Produkt der Welt- und Regionalgeschichte.

Das Mine Action Center, eine Institution 
der Vereinten Nationen, geht davon aus, 
dass es mindestens zwanzig Jahre dauern 
würde, ehe Afghanistan von Minen ge-
räumt sein wird, vorausgesetzt, es werden 
keine neuen Minenfelder mehr angelegt. 
Bis dahin werden täglich Menschen, insbe-
sondere Frauen und Kinder auf dem Land, 
ihr Leben oder ihre Gesundheit durch ex-
plodierende Sprengkörper verlieren. Ob 
die Zivilbevölkerung Opfer amerikanischer, 
deutscher, französischer oder russischer 
Sprengwaffen wird, ist den Hinterbliebe-
nen und Verstümmelten gleichgültig, den 
konkurrierenden Rüstungskonzernen je-
doch nicht, denn jede neue Mine bedeutet 
Profit.

Einige Daten zu Afghanistan

Dieses über 30 Jahre durch Krieg und Bür-
gerkrieg geschundene Land ist etwa doppelt 
so groß wie Deutschland (652 090 qkm), 
hat aber nur ein Drittel an Einwohnern wie 
die Bundesrepublik. Weniger als 10% der 
Landesfläche liegen unterhalb von 600m 
über dem Meeresspiegel. Die Gebirge des 
Hindukusch (bis zu 7.500m hoch) und des 
Sefid Kuh erstrecken sich über weite Teile 
des Landes. Rund 75% der etwa 25 Milli-
onen Afghanen leben auf dem Lande. Nur 
sechs Städte haben mehr als hunderttau-
send Einwohner, davon der Großraum der 
Hauptstadt Kabul allein 5 Millionen.

Viele Ethnien und Volksstämme siedel-
ten vor Jahrhunderten in den fruchtbaren 
Hochgebirgstälern und Hochebenen Afgha-
nistans. Die größte und historisch bedeu-
tendste Volksgruppe sind die Paschtunen, 
historisch „Afghanen“, die Namensgeber 
des Landes. Man zählt rund die Hälfte der 
Bevölkerung zu dieser Volksgruppe, darun-
ter auch die afghanischen Nomadenstäm-
me. Die Tadschiken sind die zweitgröß-
te Bevölkerungsgruppe (rund ein Viertel). 
Sie stellen im engeren Sinne keine Ethnie 
dar, sondern sind ein Sammelbegriff für 
die persischsprachige Bevölkerung sunni-
tischen Glaubens im Westen und Norden 
Afghanistans. Sie stellen meist die Mehrheit 
der Einwohner in den Städten. Der Volks-
stamm der Hazara (ca.10% der Afghanen) 
spricht ebenfalls persisch, aber ist schii-
tischen Glaubens wie die meisten Iraner. 

Daneben siedelten auch viele Turkvölker, 
wie Usbeken, Turkmenen, Aimaken, Kir-
gisen und andere kleine Volksstämme mit 
ihren eigenen Sprachen auf afghanischem 
Gebiet. Das Land gehört zu den ärmsten 
der Welt, obwohl es reich an Bodenschät-
zen ist. Kupfer, Eisenerze und seltene Stoffe 
wie Lithium findet man im afghanischem 
Boden. Mit ihren kostbaren Teppichen und 
Textilien befinden sich die Afghanen schon 
Jahrhunderte auf dem Weltmarkt. 

Ein Blick in die Geschichte

Afghanistan ist schon Jahrhunderte lang 
von den jeweiligen Großmächten als wich-
tiges strategisches Einflussgebiet betrach-
tet worden. Das osmanische Reich, das 
zaristische Russland, das britische Empire, 
sie alle wollten in Afghanistan Fuß fassen. 
Großbritannien führte zwei relativ erfolg-
lose Eroberungskriege, um Afghanistan zu 
seiner Kolonie zu machen.

Seit dem Ende des zweiten britisch-afgha-
nischen Krieges 1881 war Afghanistan mit 
seinen damals rund 5 Millionen Einwoh-
nern britisches Protektorat. Afghanische 
Politik wurde von London aus betrieben 
und das Emirat, als eine schwache Zen-

tralmacht, wurde durch die Briten finanzi-
ell und militärisch am Leben erhalten. Das 
Herrscherhaus wollte keine ausländischen 
Berater, keine ausländischen Fachleute im 
Land. So wurde die relative innere Selbstän-
digkeit mit wirtschaftlicher und technischer 
Rückständigkeit erkauft. 

Das arme Land mit den steilen Bergketten 
und Pässen des Hindukusch wurde von den 
einzelnen Ethnien in ihren Stammesgebie-
ten so gut wie selbständig regiert. In der 
Hauptstadt Kabul herrschte, wie gegenwär-
tig noch, der Stamm der Paschtunen, der 
auch die Emire stellte. Die Paschtunen ver-
suchten oft vergeblich, sich die anderen 
Stämme Untertan zu machen.

1919 wurde der Emir auf der Jagd erschos-

Massenhafte Minen gefährden täglich Zivilisten
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sen und sein jüngster Sohn erlangte hand-
streichartig den „Königsthron“. Kaum an 
der Macht, erklärte der junge Emir Ama-
nullah gegenüber dem englischen Vizekö-
nig die Unabhängigkeit Afghanistans. Nach 
kurzen Kampfhandlungen zogen sich die 
Briten kriegsmüde aus Afghanistan zurück 
und Emir Amanullah wurde dadurch zum 
Volkshelden.

Die ersten Reformversuche

In den zwanziger Jahren des vorigen Jahr-
hunderts versuchte Amanullah mit Hilfe 
eines ehrgeizigen Reformprogramms die 
mittelalterliche Stammesgesellschaft seines 
Emirates zu einem modernen Staat umzu-
gestalten. Er schaffte die Sklaverei ab, gab 
dem Land erstmals eine Verfassung und 
führte für die afghanischen Stämme die 
Steuerpflicht ein. Amanullah sorgte für die 
Trennung von Religion und Staat und für 
die Gleichberechtigung von Mann und 
Frau. Überall wurden in dieser Zeit Schu-
len gebaut. Die Jung-Afghanen, wie sich 
die Reformer nannten, wollten, ähnlich wie 
in Ägypten die islamische Reformbewegung 
dieser Zeit, auf dem religiösen Fundament 
aufbauend, europäische Bildung, Wissen-
schaft und Technik nach Afghanistan holen. 
Amanullah und seine Reformer schauten je-
doch nicht allein nach Europa, sondern be-
obachteten sehr genau die Reformen Ata-
türks in der aus dem osmanischen Reich 
hervorgegangenen Türkei und die Reform-
bemühungen Reza Schahs in Persien.

Nach allen Seiten feuerbereit und trotzdem ohne militärische Erfolge - Die NATO in Afghanistan

1927/28 besuchte das Herrscherpaar Euro-
pa. Der Zweck der Reise sollte vor allem da-
rin bestehen, politische und wirtschaftliche 
Kontakte für die Modernisierung Afgha-
nistans zu knüpfen. Der König besichtigte 
Fabrikanlagen, Schulen, Feuerwehrstütz-
punkte und Wohlfahrtsanstalten. Er stu-
dierte geradezu das öffentliche Leben der 
Länder, deren Gäste seine Gemahlin und 
er waren.

Nach der Rückkehr aus Europa wurde die 
Neuorganisation des Militärs und des Un-
terrichtswesens veranlasst. In einem Ge-
spräch im engsten Regierungskreis stellte 
der Emir 1928 fest, dass Großbritannien 
der natürliche Gegner und Sowjetrussland 
der natürliche Freund Afghanistans sei. 
Amanullah Chan verbot das Tragen der 
Burka und erlaubte den Frauen, ohne 
Schleier in der Öffentlichkeit zu wirken. 
Leidenschaftlich geißelte er die Rückstän-
digkeit fanatischer Mullahs. Seine Frau So-
raya tritt als gläubige Muslimin in der Öf-
fentlichkeit für die Rechte der islamischen 
Frauen ein: „Ihr afghanischen Frauen reprä-
sentiert 50 Prozent der Bevölkerung dieses 
Landes. Aber dennoch werdet Ihr in eurem 
eigenen Land kaum beachtet. Ihr müsst 
Euch emanzipieren, ihr müsst Lesen und 
Schreiben lernen, ihr müsst an den Ereig-
nissen in eurem geliebten Heimatland teil-
nehmen!“ (aus: Feature, Deutschlandfunk. 
26.12.09, 12.10 Uhr)

Das vorläufige Ende der Re-
formen

Schon im November 1928, knapp vier Mo-
nate nach Amanullahs Rückkehr nach Af-
ghanistan, erhob sich der Stamm der Shin-
wari gegen das Herrscherpaar, plünderte 
die Winterresidenz des Königs in Djalala-
bad und tötete Hunderte von königstreuen 
Soldaten. Der Aufstand breitete sich schnell 
unter der Führung eines ungebildeten, aber 
streng gläubigen tadschikischen Stammes-
fürsten aus. Der Emir sah sich gezwungen, 
einen Großteil seiner Reformgesetze öffent-
lich zurückzunehmen. 

Auch wenn die Stammesführer und Mul-
lahs, die ihre Autonomie und ihre Pfründe 
durch die königlichen Reformen beschnit-
ten sahen, den Aufstand unterstützten, wäre 
dieser ohne das Geld und die Waffen der 
englischen Krone beherrschbar gewesen. So 
jedoch musste der Reformkönig Amanullah 
Anfang 1929 zurücktreten. Eine Gewaltwel-
le überflutete das Land, Schulen, Hospitäler 
und Königspaläste gingen in Flammen auf. 
Erst vier Jahre später kam das Land wieder 
zu einer relativen Stabilität.

Ein neuer Aufbruch

Mehr als zwanzig Jahre herrschte zwischen 
dem neuen König, dem Sohn eines Putsch-
generals aus paschtunischem Herrscher-
haus, und den Stammesführern der vielen 
Volksgruppen ein Machtgleichgewicht und 
dadurch bedingt ein Reformstau.

Als 1933 der 19jährige Sahir Schah zum 
König erklärt wurde, übernahmen eigent-
lich die Brüder seines Vaters als seine Mini-
sterpräsidenten die Herrschaft. Erst in den 
fünfziger und sechziger Jahren befreite sich 
der in Frankreich ausgebildete König vom 
Einfluss seiner mächtigen Familienältesten 
und holte sowjetische Spezialisten ins Land, 
um die mittelalterliche Infrastruktur zu 
überwinden. Außenpolitisch hielt sich Sa-
hir Schah immer stärker an Sowjetrussland. 
Er zeigte sich vom Westen enttäuscht, auf-
grund der Weigerung Pakistans und seiner 
Schutzmacht Großbritannien, die willkür-

Welten prallen aufeinander

[Schwerpunkt Afghanistankrieg]
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liche koloniale Grenzziehung der Briten im 
19. Jahrhundert zwischen Afghanistan und 
der Kronkolonie Indien, mitten durch das 
Stammesgebiet der Paschtunen, im Sinne 
Afghanistans zu revidieren.
1964 ließ Sahir Schah die Loja Dschirga 
(große Ratsversammlung) eine neue Ver-
fassung verabschieden, die zum ersten Mal 
Parteien erlaubte und das Land in eine kon-
stitutionelle Monarchie umwandeln sollte. 
Frauen durften wieder Schulen besuchen 
und erhielten das Wahlrecht.

Während im Sommer 1973 der König zu ei-
ner Kur in Italien weilte, putschte sein Cou-
sin Mohammed Daoud Khan unblutig mit 
Hilfe der Militärs und rief die Republik aus. 
Selbst ernannte er sich zum Präsidenten.

Auf dem Weg zum Einparteien-
staat

Daoud Khan wurde politisch am Beginn 
seiner Regierungszeit von der kommuni-
stischen Demokratischen Volkspartei Af-
ghanistans (DVPA,die als Kommunistische 
Partei erst 1978 von den Bruderparteien 
anerkannt wurde) unterstützt, deren Mit-
glied der „Paschtunenfürst“ selbst war. Sei-
ne Regierung baute zuerst auf die Unter-
stützung der Sowjetunion, jedoch rückte 
Daoud Khan bald von diesem Bündnis ab 
und wandte sich eher Ägypten, Saudi- Ara-
bien und dem Schahregime im Iran zu. Mit 
Hilfe des persischen Schahs und den USA 
konnte er auch den Grenzstreit mit Paki-
stan beilegen.
 
1976 gründete Daoud Khan seine eige-
ne Partei und ließ ein Jahr später die Loja 
Dschirga eine neue Verfassung verabschie-
den, die Afghanistan in einen Einparteien-
staat verwandelte. Dies führte zum Ver-
bot der Kommunistischen Partei (DVPA). 

1978, anlässlich der Beerdigung eines er-
mordeten, paschtunischen Führers demons-
trierten mehr als 10 000 Menschen gegen 
den Präsidenten Daoud Khan und seine 
Regierung. Daraufhin wurden die Führer 
der DVPA inhaftiert. 

Der Staatsstreich von 1978

Viele afghanische Offiziere erhielten in der 
Sowjetunion ihre Ausbildung und standen 
deshalb der DVPA nahe. Angesichts der 
nach den Demonstrationen einsetzenden 
Verhaftungen von kommunistischen Funk-
tionären entstand in der Armee Unruhe. 
Teile des Heeres und die Luftwaffe griffen 
am 27. April 1978 regierungstreue Truppen 
an und besetzten das Regierungsviertel von 
Kabul. Deshalb spricht man auch von der 
„April-Revolution“. Daoud Khan und der 
größte Teil seiner Familie wurden gefangen 
genommen und einen Tag später erschos-
sen. Offiziell hieß es, er sei aus „gesund-
heitlichen Gründen“ zurückgetreten. Einer 
der bis dahin in Haft befindlichen kommu-
nistischen Parteiführer des dogmatischen 
Flügels, der Journalist Nur Muhammad 
Taraki, wurde zum Vorsitzenden des Revo-
lutionsrates und zum Ministerpräsidenten 
ausgerufen. Mit Hafizullah Amin, den er 
zum Chef des Geheimdienstes machte und 
Babrak Karmal, der stellvertretender Mini-

sterpräsident wurde, begann Taraki eine ra-
dikale Umgestaltung und Modernisierung 
des Landes, die endlich die alten Machtver-
hältnisse aufbrechen sollten. Es galt die ana-
chronistischen Sozialstrukturen (etwa 90% 
der Bevölkerung waren Analphabeten) und 
einen inkompetenten Verwaltungsapparat 
zu reformieren. Der britische „Indepen-
dent“ schrieb: „Wenn jemals ein Land eine 
Revolution nötig hatte, dann war es Afgha-
nistan!“ 

Die „Revolutionsregierung“ führte eine Bo-
denreform durch, verkündete die Gleichbe-
handlung der Ethnien, die Frauenemanzi-
pation und die Schulbildung für alle. Das 
Reformprogramm sorgte auch für die Tren-
nung von staatlicher Gewalt und religiöser 
Macht der Mullahs. Jedoch blieb die allge-
genwärtige Korruption im Staate an der Ta-
gesordnung. 

Gegen diesen Land- und Machtverlust or-
ganisierten die bislang privilegierten Stam-
mesführer und die religiösen Fanatiker (Is-
lamisten) Widerstand und es bildeten sich 
in kurzer Zeit mit ausländischer Hilfe über 
30 bewaffnete Mudschaheddin-Gruppen in 
dem unwegsamen Land. Man rief den heili-
gen Krieg gegen ein atheistisches, von Mos-
kau gelenktes kommunistisches Regime 
aus. Zunehmend herrschten Einschüch-
terung, Gewalt und Unterversorgung im 
Land. Der 65jährige Taraki ernannte den 
16 Jahre jüngeren und für seinen harten 
Führungsstil bekannten Hafizullah Amin 
zum Regierungschef. 

Der in der Nähe Kabuls geborene Pasch-
tune Hafizullah Amin studierte und pro-
movierte in den USA und wurde Ende der 
sechziger Jahre einer der Führer der streng 
leninistischen Fraktion der DVPA. Als einer 
der entscheidenden Drahtzieher des Staats-
streiches strebte er mit aller Macht danach, 
Afghanistan so schnell wie möglich in ein 
„sozialistisches“ Land des Ostblocks zu ver-
wandeln. Schon nach 17 Monaten, im Sep-
tember 1979, zwang Hafizullah Amin Mu-
hammad Taraki zum Rücktritt von seinen 
Ämtern und Amin übernahm diese selbst. 
Einen Monat später meldete die „Kabul 
Times“ Taraki sei an einer schweren Krank-
heit verstorben. 

Der russische Einmarsch und die 
Folgen

Die Sowjetunion reagierte zunächst nicht 
auf den Regierungswechsel in Kabul. Da je-
doch Amin den immer mehr um sich grei-
fenden Bürgerkrieg nicht einzudämmen 
vermochte, fürchtete die russische Regie-
rung, er könne sich um Hilfe an die USA 
wenden und es käme letztlich zur Stationie-

Afghanistan: Massengrab für Großmächte



10

[Schwerpunkt Afghanistankrieg]

rung von US-Streitkräften an ihrer Grenze. 
Auch die Gefahr eines Übergreifens der Re-
Islamisierung auf die südasiatischen Sowjet-
republiken (Usbekistan, Tadschikistan etc.), 
begünstigt durch die rasche Ausbreitung des 
gewaltsamen islamischen Widerstandes in 
Afghanistan, veranlasste die Kremlführung 
zum Handeln. Truppen des russischen Ge-
heimdienstes (KGB) wurden in der Sowjet-
botschaft in Kabul stationiert. Sie sollten 
die Lage sondieren, wenn möglich, den 

„unzuverlässigen“ Amin heimlich liquidie-
ren und für alle Fälle einen Einmarsch der 
russischen Armee vorbereiten. 

Am 24. Dezember 
1979 begann der 
Einmarsch russischer 
Luftlandetruppen. 
Damit fand eine 
Entspannungs- und 
Abrüstungsphase 
ein jähes Ende. Der 
Kalte Krieg erreichte 
erneut einen Höhe-
punkt und der Rü-
stungswettlauf wur-
de energisch wieder 
aufgenommen. Spä-
testens durch die 
Intervention wur-

de aus dem afghanischen Bürgerkrieg ein 
Krieg der Blöcke, in dem imperiale Inte-
ressen von Ost und West den Kampf um 
notwendige  nationale Reformen im Land 
instrumentalisierten. 

Moskau strebte die Stabilisierung des Re-
gierungsapparates und der Armee an, aber 
ohne Amin an der Regierungsspitze.  Rus-
sische Spezialtruppen stürmten den Prä-
sidentenpalast. Bei diesem Feuergefecht 
starb Hafizullah Amin. Die Sowjets setzten 
den Juristen, ehemaligen Studentenführer 
und Repräsentant des gemäßigten Flügels 

der DVPA Babrak Karmal als neuen Präsi-
denten ein. Er war damit in 20 Monaten der 
dritte Präsident der Demokratischen Volks-
republik Afghanistan. Als er dann offiziell 
Moskau um die Entsendung von Truppen 
„bat“, befanden sich bereits mehr als 15.000 
russische Soldaten im Land. 
Während Karmals Amtszeit formierte sich 
angesichts von rund 110.000 Besatzern lan-
desweit entgültig der islamisch-nationale 
Krieg gegen das Regime.

Klaus Körner 

Kein Zitat aus dem Buch „Drachenläufer“ 
von Khaled Hosseini beschreibt wohl besser 
die innige und tiefe Freundschaft zwischen 
den zwei afghanischen Jungen Amir und 
Hassan.  Desto schmerzhafter ist es für den 
Leser, als Amir diese Freundschaft an einem 
Wintertag im Jahr 1975 verrät und sie eines 
grausamen Grundes wegen zerbricht.

Zunächst scheint es die typische Geschichte 
eines jeden Romans zu sein: während Amir 
mit seinem Vater in einer Villa in Kabul 
lebt, eine gute Schulbildung genießt, sich 
um Geld keine Sorgen machen muss und 
zum Volk der Paschtunen (Sunniten) ge-
hört, ist Hassan gemeinsam mit seinem Va-
ter als Dienstbote in der Villa von Amirs 
Vater angestellt, gehört der ethnischen Min-
derheit der Hazara an und ist im Gesicht 
auch noch durch eine Hasenscharte ent-
stellt. Doch gerade diese unterschiedlichen 
Leben der beiden Jungen zeigen dem Leser 
ein anderes, uns unbekanntes Afghanistan, 
das noch nicht von Besetzung und Krieg 
dominiert ist. Der Leser taucht in den af-
ghanischen Alltag ein, in die Werte und 
Bräuche eines einst wundervollen Landes 

und auf einmal wird einem bewusst, wie 
viel durch die ständige Besatzung, sei es 
durch die Briten, die Sowjetunion oder die 
Amerikaner,  zerstört wurde! 

Nach dem Verrat von Amir trennen sich 
die Leben der beiden Jungen, jeder erlebt 
die Besatzungszeit und das Regime der Ta-
liban auf unterschiedliche Art und Wei-
se.  Erst als erwachsener Mann bekommt 
Amir, der bereits in den USA lebt, verhei-
ratet ist und als Schriftsteller arbeitet, die 
Chance, seinen Fehler wieder gut zu ma-
chen!                         Nochmals muss er nach 
Afghanistan zurück und sich seiner Vergan-
genheit stellen...                                  Der Ro-
man fesselt einen, man legt ihn nicht mehr 
aus der Hand! 

MK

Buchtipp
„Für dich – tausendmal!“

u 
Fortsetzung des Artikels im 
Zeitungsarchiv auf www.rot-
dorn.org:

»Vom bewaffneten Wider-
stand gegen die russischen 
Besatzer bis zur Gegenwart«  
auf 4 weiteren Seiten
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Das Trauerspiel von Afghanistan
geschrieben 1859 von Theodor Fontane
Der Schnee leis stäubend vom Himmel fällt,
Ein Reiter vor Dschellalabad hält,
"Wer da?" - "Ein britischer Reitersmann,
Bringe Botschaft aus Afghanistan."

Afghanistan! Er sprach es so matt,
Es umdrängt den Reiter die halbe Stadt,
Sir Robert Sale, der Kommandant,
Hebt ihn vom Rosse mit eigener Hand.

Sie führen ins steinerne Wachthaus ihn,
Sie setzen ihn nieder an den Kamin,
Wie wärmt ihn das Feuer, wie labt ihn das Licht,
Er atmet hoch auf und dankt und spricht:
 
"Wir waren dreizehntausend Mann, 
Von Kabul unser Zug begann,
Soldaten, Führer, Weib und Kind,
Erstarrt, erschlagen, verraten sind.

Zersprengt ist unser ganzes Heer,
Was lebt, irrt draußen in Nacht umher,
Mir hat ein Gott die Rettung gegönnt,
Seht zu, ob den Rest ihr retten könnt."

Sir Robert stieg auf den Festungswall,
Offiziere, Soldaten folgten ihm all',
Sir Robert sprach: "Der Schnee fällt dicht,
Die uns suchen, sie können uns finden nicht.

Sie irren wie Blinde und sind uns so nah,
So laßt sie's hören, daß wir da,
Stimmt an ein Lied von Heimat und Haus,
Trompeter blast in die Nacht hinaus!"
Da huben sie an und sie wurden's nicht müd',

Durch die Nacht hin klang es Lied um Lied, 
Erst englische Lieder mit fröhlichem Klang, 
Dann Hochlandslieder wie Klagegesang.
Sie bliesen die Nacht und über den Tag,

Laut, wie nur die Liebe rufen mag,
Sie bliesen - es kam die zweite Nacht,
Umsonst, daß ihr ruft, umsonst, daß ihr wacht.

Die hören sollen, sie hören nicht mehr,
Vernichtet ist das ganze Heer,
Mit dreizehntausend der Zug begann,
Einer kam heim aus Afghanistan.

Der Schriftsteller Theodor Fon-
tane (1819 - 1898) wurde u.a. 
durch die Werke „Effi Briest“ 
und „Reisen durch die Mark 
Brandenburg“ weltberühmt. 
Nach Theodor Fontane sind 
mehrere deutsche Kunst- bzw. 
Literaturpreise benannt. Er lei-
tete in London als Auslandskor-
respondent 1855 - 1859 die im 
Auftrag des preußischen Mini-
sterpräsidenten Otto Freiherr 
von Manteufel erscheinende 
deutsch-englische Korrespon-
denz. Mit der Ballade „Das 
Trauerspiel von Afghanistan“ 
beschreibt er 1859 den kata-
strophalen Ausgang des ersten 
der drei anglo-afghanischen 
Kriege (1839 - 1842). In die-
sem Konflikt versuchten Briten 
und Russen die koloniale Vor-
herrschaft in Zentralasien zu 
erringen.
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d i e  r o t d o r n r e d a k t i o n
wer wir sind und was wir wollen

Wir sind eine kleine Gruppe junger Men-
schen, die sich politisch einmischen will. 
Denn es wäre eine Katastrophe, wenn sich 
an dem kapitalistischen Prinzip, das Wich-
tigste ist Profit, nichts ändern würde. Haus-
haltslage, Standort und Profit der großen 
Unternehmen stehen bei politischen Ent-
scheidungen über Bedarf, Notwendigem 
und Menschlichkeit.

Wir wollen gemeinsam ein profiliertes und 
ambitioniertes Zeitungs- und Radioprojekt 
verwirklichen. Wir verstehen uns als linke 
Zeitschrift aus Berlin und Brandenburg. 
Herausgegeben wird der Rotdorn von der 
sozialistischen Jugendorganisation Linksju-
gend.[`solid] Berlin und Brandenburg. 

Wir verstehen uns nicht nur als alternative 
Informationsquelle, sondern auch als Platt-
form einer antikapitalistischen Bewegung. 
Deshalb geben wir auch verschiedenen lin-
ken Gruppen die Möglichkeit zur Veröf-
fentlichung. 

Grundlegende gesellschaftliche Umwäl-
zungen sind nicht möglich, wenn nicht zu-
vor eine große Mehrheit der Bevölkerung 
“das Alte” grundsätzlich in Frage stellt. Mo-
mentan ist dies aber nur ein kleiner Teil 
der Bevölkerung, der das System grundle-
gend und grundsätzlich ablehnt. Von daher 
ist die Schaffung einer Gegenöffentlichkeit, 
die Alternativen zur herrschenden Politik 
benennt und darstellt, die wichtigste Auf-
gabe der deutschen Linken. Dieser “Kampf 
um die Köpfe” ist Voraussetzung für jede 
grundsätzliche gesellschaftliche Änderung. 
Mit unserer Zeitschrift, Rotdorn, wollen 
wir einen in unseren Kräften liegenden Bei-
trag dazu leisten, den Kampf um die Köpfe 
aufzunehmen. 

Notwendig sind nicht politische Eintags-
fliegen und Hau-Ruck-Aktionen, sondern 
ein langer Atem. Wir geben den Rotdorn 
seit über 19 Jahren heraus und wir sehen 
keinen Grund, warum es nicht noch 100 
werden sollen. 

Kein Redaktionsmitglied verdient einen 
Cent für seine Mitarbeit. Alle Entschei-
dungen werden in der Redaktion demokra-
tisch getroffen. Es gibt keine Hierarchien 
oder Privilegien. 

Weltweit formiert sich eine neue antika-
pitalistische Bewegung mit völlig neuen 
Gruppierungen, Ansätzen und Aktions-
formen. Dieses Spektrum reicht von den 
»Zapatistas« in Mexiko, über die globali-

sierungskritische Organisation »attac« bis 
zu den Linksregierungen in Lateinamerika 
und vielen, vielen anderen Gruppen, die 
man gar nicht alle aufzählen kann. Wir er-
klären uns solidarisch mit dieser Bewegung, 
die gegen die ausbeuterische Gestaltung der 
Globalisierung, gegen kriegerische Mittel, 
gegen die Zerstörung unserer Erde und für 
eine andere Welt, ohne Ausbeutung und 
Unterdrückung eintritt. Wir verstehen uns 
als Teil dieser Bewegung. 

Die Widersprüche, die eine neoliberale 
Politik produziert, werden weiter wachsen 
und auch der Widerstand gegen diese. Der 
Widerstand muss von links gestärkt und 
aufgefangen werden. 

Außerparlamentarische Arbeit in pro-
gressiven Bewegungen und den Gewerk-
schaften ist wichtiger als das Gerangel um 
Pöstchen und das Finden von parlamenta-
rischen Mehrheiten. Parlamentarisch ist bei 
der momentanen gesellschaftlichen Lage 
und den bestehenden Kräfteverhältnissen 
in Deutschland nichts Grundlegendes in 
diesem Land zu verbessern. 

Die parlamentarische Vertretung der Lin-
ken, die Bundestagsfraktion „Die Linke“, 
sollte ein Sprachrohr der Gegenöffent-
lichkeit sein. Sie sollte das Parlament dazu 
benutzen, alternative Lösungen für be-
stehende Probleme der Öffentlichkeit dar-
zustellen. Insofern hat Die Linke im Bun-
destag die historische Aufgabe, glaubhafte 
parlamentarische Vertreterin der Ausge-

grenzten und „Überflüssigen“ zu sein.

Wenn das Maß aller Dinge Profit und Geld 
ist, werden die Probleme der Welt nicht ge-
löst werden können, sondern sich verschär-
fen. Die Frage Sozialismus oder Barbarei, 
die schon Rosa Luxemburg stellte, ist daher 
aktueller denn je. So ist unser politisches 
Handeln nicht Selbstzweck oder Selbstbe-
friedigung, sondern der Verantwortung der 
Erde und unseren Nachkommen gegenü-
ber geschuldet. 

Wir treten für ein solidarisches Miteinan-
der der Linken ein. 

[Selbstverständnis]

Den Rotdorn abonnieren

Schick uns in einem Brief ein paar Euro 
(soviel wie du erübrigen kannst) und 
du wirst in die Abonnentenliste auf-
genommen und bekommst den Rot-
dorn ab sofort zugeschickt. Schreib 
uns einfach wieviele Rotdörner Du 
haben möchtest. Wenn Du noch ein 
paar Exemplare z.B. an Freunde, an der 
Uni/ Schule/ Stammkneipe ... verteilen 
möchtest? Gern!

Unsere Adresse ist:
Rotdorn
c/o Linksjugend.[solid]
Kleine Alexanderstr. 28
10178 Berlin
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[Selbstverständnis Linksjugend [’solid] ]

Die Linksjugend [’solid] ist 
ein offener, unabhängiger und 
der Partei Die LINKE nahe-
stehender Jugendverband, der 
sich kritisch zur kapitalistischen 
Gesellschaft in den aktuellen politischen Ausei-
nandersetzungen engagiert. Als Teil einer eman-
zipatorischen und antifaschistischen Bewegung 
suchen wir die Zusammenarbeit mit anderen 
BündnispartnerInnen. 

Im ganzen Land sind wir mit über 100 lokalen 
Gruppen in Dörfern und Großstädten aktiv, 
demonstrieren gegen den Überwachungsstaat, 
blockieren Naziaufmärsche, streiten gegen No-
tenstress und soziale Auslese im Schulsystem, 
fordern Ausbildungsplätze für alle und vieles 
mehr. Vor Ort sowie auf Landes- und Bundese-
bene diskutieren wir politische Themen und bil-
den uns auf Seminaren und Konferenzen weiter, 

um neue Positionen entwickeln und vertre-
ten zu können. International vernetzen wir 
uns mit anderen linken Jugendverbänden, 
organisieren Camps und Fahrten, um Er-
fahrungen auszutauschen und gemeinsam 

stärker für unsere Ziele einzutreten.

In Berlin und Brandenburg sind wir ein stetig wach-
sender Haufen von jungen Frauen und Männern, die 
gemeinsam für eine sozialistische Gesellschaftsordnung 
kämpfen, in der kein Mensch hungern und obdach-
los sein muss, Sexismus ein Fremdwort ist, in der jede 
und jeder ihre/seine Fähigkeiten frei entfalten und ihre/
seine Bedürfnisse befriedigen kann. Kurzum: eine Ge-
sellschaft, in welcher der Mensch nicht mehr des Men-
schen Wolf ist. Eine Gesellschaft frei von kapitali-
stischen Zwängen und Krieg.
Interesse? Dann schau einfach mal vorbei unter 
www.linksjugend-solid-brandenburg.de oder
www.linksjugend-solid-berlin.de. 

                       – Die Linksjugend [’solid]

ich möchte:
      
         mitmachen

         Infos über Linksjugend ['solid]

*ausschneiden, abschicken: 
Linksjugend-['solid] e.V. |  Kleine Alexanderstr. 28   
10178 Berlin
www.linksjugend-solid.de

Name

Adresse

Tel / Handy

Email

Mitdiskutieren. Mitkämpfen.

Anzeige
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[Musik]

Rotdorn Radio: Einer Deiner bekanntesten 
Songs ist »Revolution«. Welche Revolution 
der Menschheitsgeschichte war denn für 
dich besonders bedeutend? 

Mellow Mark: Was mich immer besonders 
beeindruckt hat, war die Befreiung Indiens 
durch Ghandis Bewegung, der diese fried-
liche Revolution mit gewaltfreiem Wider-
stand zustande brachte. Natürlich gab es 
auch am Rande dieser Revolution viele 
schwierige Ereignisse und Leid von Men-
schen, was wohl in der Natur von Revo-
lutionen liegt, in denen es um Politik und 
Macht geht und auch Kompromisse ge-
schlossen werden müssen. 

Ansonsten ist das Wort Revolution inzwi-
schen ja sogar in der Werbung angekom-
men und ist damit schon nahezu kommer-
zialisiert worden. Ähnlich wie etwa auch 
das Antlitz Che Guevaras. So ist in diesem 
Song nicht nur die Rede von der Revoluti-
on als Veränderung der Welt zum Guten, 
die ich mir auch wünsche, sondern es ist 
auch daran eine Kritik enthalten, dass die 
Idee der Revolution inzwischen schon so 
kommerzialisiert und vermarktet ist. Das 
fällt vielleicht nicht beim ersten Mal hören 
auf, aber beim zweiten bestimmt.

Rotdorn Radio: Warum wünschst du dir 
eine Revolution und was erhoffst du dir 
von ihr?

Mellow Mark: Natürlich ist mein Ansatz 
zu sagen, dass die weltweite Verteilung des 
Reichtums zwischen Arm und Reich nicht 

im Gleichgewicht ist. Dazu komme ich 
auch noch aus Deutschland, wo es uns so-
wieso im Vergleich noch gut geht und ich 
eigentlich gar keinen Grund hätte, mich 
zu beschweren. Selbst dem Ärmsten in 
Deutschland geht es noch besser als dem 
Durchschnitt in einem Dritte Welt-Land. 
Man sollte also mehr Ge-
rechtigkeit in der Welt schaf-
fen und den unglaublichen 
Reichtum, den manche an-
gehäuft haben, versuchen, 
besser zu verteilen, das Geld 
fließen zu lassen und nicht 
irgendwo zu horten. Man 
muss dafür sorgen, dass kei-
ne Menschen hungern müs-
sen. Das ist die Revolution 
um die es eigentlich geht.

Aber es ist auch eine gan-
ze Philosophie, die dahin-
ter steht. In dem Song wird 
öfter der Begriff “Soul-Re-
volution” verwendet. Dabei 
geht es darum, dass jeder bei 
sich selbst anfängt und zum 
Beispiel sagt: “Hey, ich hab 
mehr als genug und mehr als 
ich brauche, ich kann etwas 
abgeben.” Das muss man 
auch nicht nur immer nur 
auf Materielles anwenden. 
Das fängt schon dabei an 
wie man sich anderen Men-
schen gegenüber verhält. Es 
geht also darum, den eige-
nen Egoismus zunächst zu 

verstehen und dann zu überwinden. Das 
wäre mein Vorschlag zu einer friedlichen 
Bewusstseinsrevolution auf dem Planeten 
Erde.

Rotdorn Radio: Glaubst du denn, dass es 
unter den gegebenen wirtschaftlichen Ver-

Interview mit Mellow Mark

Mellow Mark gehört zu den bekanntesten deutschen Reggaemusikern. Be-
reits 1999 veröffentlichte er seine erste Single. Für die EP »Revolution« er-
hielt er 2003 den Newcomer-Echopreis. Mit der Single »Weltweit«, die wäh-
rend des Irak-Kriegs oft auf VIVA gespielt wurde, und dem Album »Sturm« 
erlangte Mellow Mark bundesweite Popularität. Er war bei Warner Music un-
ter Vertrag und ist jetzt Künstler des Berliner Labels homeground, die unter 
anderem die Platten der Künstler Martin Jondo und Culcha Candela veröf-
fentlichen. 2005 konvertierte er zum Islam. Seine Karriere zeichnet sich aus 
durch sein Engagement im Kampf gegen Krieg, Rechtsextremismus, globale 
Ungerechtigkeit und für ein besseres Klima. Unzählige Bühnenshows führten 
ihn von Deutschland, Österreich und der Schweiz auch u.a. nach Thailand, 
Kuba, Russland, Marokko, Costa Rica, Senegal/Mauretanien, Sardinien und 
Serbien.

Das Interview entstand im Rahmen unserer Radiosendung Rotdorn Radio. 
Sowohl die Fragen als auch die Antworten sind stark gekürzt. Das vollstän-
dige Interview ist als .mp3-File auf unserer Homepage www.rotdorn.org zu 
hören.

»Das ist mein Vorschlag zu einer friedlichen Be-
wusstseinsrevolution auf dem Planeten Erde.«

Im Vordergrund: Mellow Mark
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[Musik]

Wir verlosen unter allen Einsendungen zweimal die CD »Ratz Fatz Peng« und 
zweimal die EP »Yeah Yeah Yeah« inklusive eines Videos.
Die Preisfrage lautet: Welche Religion hat Mellow Mark?
Schickt uns eine email mit dem Betreff Verlosungsaktion an rotdorn@gmx.de 
und ihr werdet bei der Verlosung berücksichtigt.
Einsendeschluss ist der 29. September 2010.

Verlosungsaktionhältnissen möglich ist, auf dieser Welt wirk-
lich Gerechtigkeit zu schaffen indem wir 
uns alle selbst läutern und ändern?

Mellow Mark: Wenn man auf etwas Ein-
fluss hat, dann doch zunächst mal auf seine 
eigene Person. Denn was ich sehr oft beo-
bachtet habe – auch bei mir selbst – ist, dass 
man leicht die Tendenz zeigt, zunächst mal 
mit dem Finger auf andere zu zeigen und zu 
sagen: “Die sind die Bösen, aber ich bin ja 
gut.” Man denkt also kaum über sich selbst 
nach, da man in der Welt soviel Schlechtes 
sieht. Das fängt schon mit den Nachrichten 
an. Und mein Ansatz ist es da, zunächst in 
sich selbst hineinzusehen und sich die Fra-
ge zu stellen, wo man sich selbst nicht ge-
fällt und ändern kann.

Rotdorn Radio: Das ist nachvollziehbar, 
aber meine Frage zielte vor allem auf Fol-
gendes ab: Auch wenn wir beide und alle 
unsere LeserInnen sich nun ändern und zu 
guten Menschen entwickeln würden, ist 
zwar ein kleiner Schritt zu einer besseren 
Welt getan, aber noch lange nicht Gerech-
tigkeit erreicht. 

Mellow Mark: Das ist jetzt natürlich spe-
kulativ, aber ich glaube eben wenn man in 
der äußeren Welt viel ändert und in der in-
neren Welt – an sich selbst – nichts, dann 
werden die ungerechten Verhältnisse sehr 
schnell wieder zurückkehren. Wenn heu-
te also jemand mit Waffengewalt eine Re-
volution erzwingt – die Leute aber noch 
nicht soweit sind – geht das danach nur 
wieder nach hinten los. Das hat man bei 
vielen Revolutionen gesehen, angefangen 
bei der französischen Revolution. Deshalb 
ist es wichtig, dass eine Bewusstseinsrevo-
lution stattfindet, damit die Menschen da 
auch mitgehen können und nicht gezwun-
gen sind mitzugehen, so dass dann die alten 
Machtverhältnisse wieder kommen.

Das ist natürlich auch ein Traum. In Lie-
dern kann man über Träume schreiben und 
Poesie anwenden und ist deshalb eben als 
Künstler nicht gleich Politiker. Wobei man 
natürlich bei Benutzung des Wortes Revo-
lution auch politische Leute erreicht, die 
sicher auch diesen Traum haben und sich 
Gedanken machen wie das real umzusetzen 
ist. Ich bin da inzwischen sehr vorsichtig 
geworden, da ich, seit ich diesen Song ge-
schrieben habe, sehr viele Leute kennenge-
lernt habe, die auch diesen Traum haben, 
aber eine andere Philosophie verfolgen. In 
diesem politischen Spektrum gibt es sehr 
viel gegenseitige Kritik und Diskussionen.

Da ich aber Musiker bin, nehme ich mir das 
Recht heraus in meiner Musik nicht unmit-
telbar als Politiker wirken zu wollen, son-

dern auch einfach Emotionen in den Raum 
zu werfen und eine Atmosphäre auf meinen 
Konzerten zu schaffen, wo Leute zusammen 
kommen, mit diesem Traum. Ich will nicht 
Leute ausgrenzen, sondern zusammenbrin-
gen. Deshalb will ich eine Revolution in er-
ster Linie über Bewusstsein und Bewusstheit 
machen, als über politische Parolen. Das ist 
letztenendes der Raum für Politiker, dort 
zu wirken wo Politik gemacht wird. Aber 
ich bin Musiker, kein Politiker, obwohl es 
da natürlich Verbindungen gibt. 

Ich muss dazu sagen, dass ich, nachdem 
der Song “Revolution” erschien, lange Zeit 
in Kuba war, wo ja eine sozialistische Re-
volution stattgefunden hat, die erfolgreich 
bis heute besteht. Ich war fasziniert von 
der Atmosphäre in diesem Land und den 
positiven Errungenschaften, die so oft von 
westlicher Propaganda zerredet werden, mit 
Argumenten von Diktatur und Menschen-
rechtsverletzungen usw. Man muss natür-
lich verstehen, dass da eine unglaubliche 
von den USA ausgehende Propaganda da-
hinter steckt. Denn aus Sicht der USA ist 
es schon ein ärgerliches Phänomen, dass 
so nah am amerikanischen Festland immer 

noch eine Insel, ein Land, besteht, das die 
wirtschaftliche Hegemonie der USA nicht 
mitmacht, die sonst allen Ländern der Welt 
aufgezwungen wird. Das ist eigentlich un-
glaublich und ganz Südamerika ist ein 
schlimmes Beispiel dafür, was die westliche 
Wirtschaftspolitik über die Jahre angerichtet 
hat. Ich habe mich in Kuba wohlgefühlt. 

Rotdorn Radio: Kommen wir auf ein an-
deres Thema zu sprechen: Du bist 2005 
zum Islam konvertiert. Das ist recht un-
gewöhnlich, obwohl es auch einige promi-
nente Beispiele dafür gibt. Was hat dich 
persönlich bewogen diesen Schritt zu tun?

Mellow Mark: Das ist eine gute Frage, über 
deren Antwort ich mir in der letzten Zeit 
eigentlich weniger Gedanken gemacht habe. 
Ich habe dazu inzwischen ein ganz entspan-
ntes Verhältnis entwickelt. Ich musste mich 
früher ständig rechtfertigen und viele Leute 
haben kein Verständnis dafür aufgebracht. 
Ich denke, wenn man selbst solch eine Ver-
bindung zur Spiritualität spürt, ist es sehr 
schwierig sich Leuten zu erklären, die die-
se Verbindung nicht haben. Deshalb ist es 
auch sehr schwierig, in der Öffentlichkeit 
über Spiritualität zu sprechen. 

Ich sage deshalb nur soviel: Ich habe seit lan-
ger Zeit – seit ich Bob Marley gehört hatte – 
so eine gewisse Spiritualität für mich entwi-
ckelt. Ich war fasziniert vom Rasta-Glauben. 
Insbesondere von der Idee eines überall prä-
senten, unsichtbaren Gottes, im Gegensatz 
zum weißen Gott mit langem Bart, der im 
Himmel wohnt. Ich bin dann mit meinen 
Dreadlocks auch sehr tief in die Welt der 
Rasta–Religion eingetaucht. Das ist ja kei-
ne rein christliche Religion, sondern direkt 
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verbunden mit Ganja-Rauchen, Reggae-
musik und mit tiefen, fetten Bässen. Das 
ist einfach cool, was ja oft Glaube und Reli-
gion überhaupt nicht sind. Ich hab das also 
immer mit einem absolut coolen Lebens-
gefühl verbunden. Und von dort aus habe 
ich mich weiterbeschäftigt mit den Fragen 

“Was kommt vor der Geburt? Was kommt 
nach dem Tod? Warum sind wir hier? Wa-
rum ich, warum du? Warum jetzt oder spä-
ter? Warum Schicksal? Welches Schicksal? 
Warum sind die Dinge so, wie sie sind?”. 
Auf diese Fragen gab es eigentlich nicht 
viele Antworten, außer zum Beispiel im 
Buddhismus. Das ist ja auch eine sehr alte, 
tiefgehende Philosophie über den Sinn des 
Lebens, diese Zusammenhänge und Spiri-
tualität. Vom Buddhismus war es eigentlich 
gar nicht so weit zum Sufismus. 

Der berühmteste Dichter des Sufismus ist 
Dschalal ad-Din ar-Rumi, ein Sufi. Das ist 
islamische Mystik auf eine sehr poetische 
Weise. Und da ich Texter und Musiker 
bin, haben mich diese mystischen und po-
etischen Texte, Gedichte und Geschichten 
des Sufismus sehr angesprochen. Da ich 
dort auch den Schlüssel zu den Antworten 
auf meine Fragen gefunden habe. Das kann 
man in der Kürze dieses Interviews aber 
auch nicht darlegen und ich will das auch 
gar nicht, da es mein privates Vergnügen 
ist, mich damit spirituell zu beschäftigen. 
Über diesen Sufismus, der auch eine sehr 
feine Lebensweise bedeutet und keineswegs 
irgendwelche islamischen, radikalen Extre-
misten in seiner Mitte fordert, bin ich auch 
zum Islam gekommen. Da Sufismus eben 
auch Islam ist. Das konnte von meinen 
damaligen Freunden natürlich fast keiner 
nachvollziehen. Ich bin aber da einfach gut 
aufgehoben. Es ist meine persönliche Liebe 
zu Allah, der ja auch kein anderer Gott ist 
als der Gott der Christen oder Juden. 

Es gibt nur einen Gott und insofern ist Al-
lah nur ein anderes Wort, nämlich das ara-
bische Wort für Gott. Da trennt mich also 
auch nichts von anderen Gläubigen. Und 
so habe ich sehr viele Menschen getroffen, 
die auch von sich sagen: “Ich glaube auch, 
ich bin aber kein Christ und kein Kirchen-
mensch.” Aber ich denke die Spiritualität 
kommt zurück und viele Menschen entwi-
ckeln da auch einen Sensor dafür. Es ist sehr 
schwer darüber zu sprechen. Es ist viel bes-
ser diese Schwingungen oder Frequenzen – 
im Englischen sagt man “vibes” - einfach 
zu erleben.

Rotdorn Radio: Du sagst, du glaubst an den 
einen Gott, der auch alle großen monothe-
istischen Religionen verbindet. Aber ist die-
ser Gott denn für dich erlebbar und wenn 
ja, wie?

Mellow Mark: Das ist einfach nur eine Per-
spektive oder eine Wahrnehmung. Es ist 
nicht so, dass man da etwas bestimmtes 
machen muss und dann erlebt man Gott. 
Er ist vielmehr ständig da, ständig erleb-
bar, für den, der diese Wahrnehmung ha-
ben möchte. Das sind Dinge des Unsicht-
baren. Es gibt viele Menschen, die sagen: 
»Die Wissenschaft ist für mich real. Alles 
was man wissenschaftlich oder mathema-
tisch beweisen kann, al-
les was man sehen kann, 
ist für mich real«. Und 
andere Leute sagen, dass 
es noch mehr Realitäten 
gibt, die man nicht se-
hen kann. Die bewegen 
sich im Emotionalen 
und Geistigen. 

Es ist sicher jedem schon 
mal passiert, dass es un-
glaubliche Zufälle gibt, 

dass man Leute trifft an irgendwelchen 
Ecken der Welt, auf irgendwelchen Kon-
tinenten, die in der gleichen Straße und 
im gleichen Block wohnen wie man selbst. 
Solche Sachen passieren und man fragt sich, 
warum das so ist. Es gibt meiner Meinung 
nach keine Zufälle, da sind andere unsicht-
bare Kräfte am wirken, die die Wissenschaft 
(noch) nicht erkannt hat und nicht bewei-
sen kann.

Rotdorn Radio: Wie hat denn dein Über-
tritt zum Islam auf Moslems gewirkt, die 
du seit dem getroffen hast?

Mellow Mark: Es gibt hier in Deutschland 
natürlich ganz andere Muslime, als in ara-
bischen Ländern oder auch der Türkei oder 
Asien und Afrika. Der Islam ist unheimlich 
groß und vielfältig und passt überhaupt 
nicht in dieses enge, kleine Klischee, das wir 
von den Medien oft vermittelt bekommen. 
Deshalb kann es vorkommen, dass man 
eben strenge arabische Muslime trifft, die 
das gar nicht so toll finden, wenn ein Euro-
päer, mit europäischem Verständnis, Mos-
lem wird. Gleichzeitig gibt es aber Araber, 
die das toll finden, dass es sowas gibt. 

Ich denke das ist auch die Zukunft, dass 
nicht nur Araber Muslime sein können, 
sondern auch normale blonde, deutsche 
Jugendliche mit Rastas, die Reggaemusik 
machen. Das ist doch eigentlich Privatsa-
che. Gott sei Dank ist in diesem Land die 
Freiheit, zu glauben und privat Spiritualität 
zu leben, gegeben. In anderen Ländern ist 
das bedauerlicherweise nicht so. Es gibt ein 
Land in Europa, das muslimisch ist, näm-
lich Bosnien und ein Land, das lange zeit 
muslimisch war, nämlich Spanien. Dort 
haben sich über lange Zeit die verschie-
denen Religionen sehr gut miteinander ver-
standen. Was eigentlich auch ein Vorbild 
für heute sein sollte. Diese ganzen “Kampf 
der Kulturen” oder “Kampf der Religionen” 
Schlagzeilen in den Medien sind für mich 
Propaganda, um Feindbilder zu schaffen. 
Denn letztenendes stecken da Menschen 
dahinter, die unglaublich viel miteinander 
gemeinsam haben. 

Neuer Solidaritätssampler
für Mumia Abu-Jamal

Doppel-CD mit über 30
Bands, u.a. rebell der welt,  grrzzz,
Ifire, chaoze one / lotta c, ewo2, irie revoltes,
die kleingeldprinzessin & die stadtpiraten,
Dubmatix feat. Alton Ellis, zion train, radikal
dub kollektiv, Instruktah D, Mad Cap & ALBINO,
rogue steady orchestra, smoky texas, yok zed,
sopot, webcam hifi, Audio Kollaps, laura & los
angeles, Panteón Rococó, Abuea Coca, No Te Va
Gustar, Smooth Lee, Wisecräcker, muellsch, high tone,
ganjaman, kobayashi, nic knatterton, holger burner,
Francesko, scorn, dub spener & trance hill u. v. anderen

Herausgegeben von Rote Hilfe e.V.  /  Bestellungen über: Jump Up-Bremen,
Matthias Henk, Postfach 110447, 28207 Bremen, E-Mail: jumpup@t-online.de

Anzeige
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[Antifa]

Die erfolgreiche Verhinderung des Nazi-
aufmarsches in Dresden wird für die anti-
faschistische Protestkultur nachhaltig wir-
ken. Bis zu 15.000 Personen blockierten 
die als „Gedenkmarsch“ deklarierte Neo-
naziveranstaltung anlässlich der alliierten 
Bombardierungen 1945. Mehrere tausend 
Neonazis konnten den Sammlungsplatz 
vor dem Bahnhof Dresden Neustadt zwar 
erreichen, jedoch nicht wieder verlassen, 
da sie von Protestierenden faktisch umzin-
gelt waren. 

Der 13. Februar 2010 stellt eine Besonder-
heit im Kampf gegen neonazistische Auf-
märsche dar. Dies muss erläutert werden, 
weil antifaschistische Mobilisierungen 
in Jena, Köln, Berlin oder Leipzig in ei-
ner Reihe mit den diesjährigen Protesten 
in Dresden gestellt werden. Diese Verglei-
che blenden jedoch eine Besonderheit in 
Dresden aus: die antifaschistischen Pro-
teste und Blockaden fanden gegen den ent-
schiedenen Willen von Politik und Justiz/
Polizei statt: 

1. Die Dresdner Politik unter Führung 
der Bürgermeisterin Orosz (CDU) sprach 
sich von Beginn an gegen Extremisten von 
Links sowie Rechts aus. Sie setzte unseren 
antifaschistischen Protest mit dem Aufzug 
der Neonazis gleich und bediente sich der 
so genannte „Extremismustheorie“. Da-
nach seien es zum Beispiel die NPD bzw. 
linke Gruppen, welche die politische Mitte 
oder gar die Demokratie gefährdeten. Par-
teien wie CDU, FDP, SPD und Grüne se-
hen sich selbst in der Mitte der Gesellschaft, 
obwohl es diese Parteien sind, welche de-
mokratische Bürgerrechte beschneiden 
und einen Überwachungsstaat forcieren, 
soziale Errungenschaften abschaffen oder 
deutsche Soldaten zur Besetzung in andere 
Länder schicken.
2. Am 13. Februar selbst organisierte die 

CDU-Bürgermeisterin mit ihrer Men-
schenkette eine Konkurrenzveranstal-
tung zu den Blockaden und untergrub 
bewusst das Konzept der Massenblo-
ckaden. Selbst auf dieser Kundgebung 
sprach sie sich erneut gegen „Extre-
mismus von Links und Rechts“ aus.
3. Die Justiz agierte ähnlich. Im Vor-
feld ging die Staatsanwaltschaft Dres-
den massiv gegen das Blockade-Bünd-
nis vor. Es gab Hausdurchsuchungen 
in Berlin und Dresden, wobei meh-
rere tausend Plakate, Flugblätter und 

Computer beschlagnahmt wurden. Sogar 
die Bündnis-Homepage musste vor erwar-
teter Repression auf einen US-Amerika-
nischen Server umziehen und entwich so-
mit dem Zugriff deutscher Behörden. In 
Berlin und Dresden nahm die Polizei Per-
sonen fest, die Plakate für die Blockaden 
plakatierten.

4. Am 13. Februar 2010 selber agierte die 
Polizei vor allem planlos. Während an einer 
Ecke über Stunden Sitz- und Stehblocka-
den ungestört durchgeführt wurden, ging 
die Polizei einige Straßen weiter massiv 
mit Wasserwerfern und Tränengas gegen 
Blockierer vor. Im Anschluss an die erfolg-
reichen Aktionen ließ es sich die Staatsan-
waltschaft nicht nehmen gegen Teilnehmer 
an Sitzblockaden, darunter auch Abgeord-
nete der LINKEN, zu ermitteln. 

Generell sind die genannten Repressa-
lien für aktive Antifaschistinnen und An-
tifaschisten nichts Ungewöhnliches. Bei 
vergleichbaren Großereignissen in Ber-
lin, Köln, Jena oder Leipzig waren antifa-
schistische Kräfte jedoch ausdrücklich er-
wünscht und genossen teilweise sogar die 

Sympathie von Politik und Medien! Im 
Einzelnen: In Berlin forderte der regieren-
de Bürgermeister Wowereit (SPD) am 8. 
Mai 2005 persönlich Zivilcourage gegen 
einen Aufmarsch der NPD und äußerte: 

„Protest ist erwünscht“ – der Aufmarsch 
wurde blockiert. Im September 2008 gab 
es in Köln eine nahezu stadtweite Stim-
mung gegen einen rassistischen Anti-Is-
lam-Kongress. Ein von Politik und Medien 
unterstütztes Kulturfest zog zehntausende 
Kölnerinnen und Kölner in die Innenstadt, 
die für die Nazis blockiert war. In Leipzig 
riefen im November 2009 die Stadtrats-
fraktionen CDU, FDP, SPD, Grüne und 
Linke die Bürger der Stadt auf, sich einem 
Aufmarsch von „autonomen Nationalisten“ 
entgegenzustellen. Blockaden verhinderten 
den Aufzug.

Manchmal fühlten sich linke Kräfte gar 
zu eng von bürgerlichen Antifaschisten 
umschlungen. Stimmen kritisierten, sich 
in eine Reihe mit Grünen, SPD oder gar 
CDU zu stellen: Parteien, die für Überwa-
chungsstaat, Hartz IV, staatlichen Rassis-
mus und Abschiebungen sowie für einen 
Angriffskrieg gegen Jugoslawien und Un-
terstützung der Besetzung des Iraks oder 
Afghanistan verantwortlich sind.

Was führte daher zum Erfolg in Dresden? 
Entscheidend war das klar formulierte 
Konzept des zivilen Ungehorsams, mit 
dem konkreten Ziel Massenblockaden. 
Von Beginn an setzte das Bündnis auf eine 
Aktion, bei der die Aktiven eigenverant-
wortlich und selbstorganisiert teilnehmen 
und nicht nur konsumieren. Ein Akti-
onskonsens sorgte für das nötige Vertrau-
en zwischen autonomen Gruppierungen 
wie der Antifaschistischen Linken Berlin 
(ALB) und bürgerlichen Kräften von Ge-
werkschaften und Parteien. So reagierte 
das Bündnis auch geschlossen auf die Re-
pression und ließ sich nicht in gute und 
schlechte Antifaschisten spalten – selbst 
gegen den entschiedenen Willen der loka-
len Politik.

Florian Osuch

Der eignen Kraft vertrauen
Zehntausend AntifaschistInnen verhinderten neonazistischen Aufmarsch in Dresden. Richtungsweisende Bündnis-
arbeit gegen den Widerstand aus Politik und Justiz durchgesetzt. Autonome und bürgerliche Kräfte ließen sich 
durch Repression und Beschlagnahme im Vorfeld nicht spalten.

Foto: M
atthias Zickrow

Die Rotdorn Radio-Sendung zum 
Thema: »Die Blockade des Nazi-
aufmarsches in Dresden«
Radioarchiv auf www.rotdorn.
org, Montag, 15. Februar 2010
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[Bildung]

Das Jahr 2009 bescherte uns gleich zwei 
Wellen der Bildungsstreikbewegung. Beim 
einwöchigen Bildungsstreik im Juni ver-
gangenen Jahres gingen nicht nur hun-
derttausende Studierende der Universi-
täten und Fachhochschulen auf die Straße, 
sondern auch SchülerInnen und zum 
Teil Azubis und BerufsschülerInnen. In 
Berlin hatte die Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft (GEW) sogar die Lehre-
rInnen zum eintägigen Warnstreik aufge-
rufen und somit vielen die Teilnahme an 
der Bildungsstreikdemonstration ermögli-
cht. In dieser Breite und diesem Ausmaß 
der Mobilisierung stellte diese Protestwo-
che eine neue Qualität der Bildungsstreik-
bewegung in Deutschland dar. Zum ersten 
Mal seit den 1990er Jahren kam es über-
haupt wieder zu nennenswerten bundes-
weiten Uniprotesten. Die Proteste gegen 
die Einführung von Studiengebühren vor 
einigen Jahren, beschränkten sich – dem 
Bildungföderalismus sei Dank – immer 
auf einzelne Bundesländer. Schon nach der 
Protestwoche im Juni wurde von vielen 
AktivistInnen das Ziel gesetzt, 
die entstandene Dynamik 
ins Wintersemester 2009/10 
mitzunehmen. Aber ohne 
die aufflammenden Proteste 
an österreichischen Universi-
täten im Oktober 2009, die 
in mehrere europäische Län-
der überschwappten, wäre 
dies wohl kaum möglich ge-
wesen. Österreich machte es 
vor: auch längerfristige Beset-
zungen von Hörsälen – vor-
zugsweise des Audimax – sind 
möglich und bieten Freiraum 
zur Diskussion von Bildungs-
alternativen und politischen 
Forderungen. Auch die Beset-
zungsbewegung an den Uni-
versitäten fand bundesweit 
statt und es gelang sogar mit-
tels moderner Kommunikati-
onsmittel internationale Ver-
netzungen aufzubauen.
 
Bolognaprozess 

Die inhaltliche Klammer die 
zur bundesweiten und eu-
ropäischen Harmonisierung 
der Bildungsproteste beitrug 
war – und ist immer noch – 
ohne Frage, der sogenannte 
Bolognaprozess. Vor einigen 
Jahren setzten sich die euro-

päischen Regierungen im Abkommen von 
Bologna – nach eigenen Angaben – das 
Ziel, einen einheitlichen „europäischen Bil-
dungsraum“ zu schaffen. Abschlüsse sollten 
deutschland- und europaweit vereinheitli-
cht, Auslandsaufenthalte erleichtert und 
die Anerkennung von Studienleistungen 
vereinfacht werden. Nun muss man wahr-
lich kein Linker sein um zu sehen, dass 
diese Ziele nicht nur nicht erreicht wur-
den, sondern zumindest im deutschen Bil-
dungssystem genau das Gegenteil passiert 
ist. Diese Erkenntnis ist inzwischen sogar 
teilweise bis in die konservativen Köpfe 
des deutschen Bildungsbürgertums und 
ihres Zentralorgans, der Frankfurter All-
gemeinen Zeitung (FAZ), vorgedrungen. 
Dies ist auch der Grund, warum von der 
FAZ und anderen Mainstreammedien im-
mer wieder der Versuch unternommen 
wurde – und wird – die Protestbewegung 
in einen gemäßigten und radikalen Teil zu 
spalten, und den gemäßigten Teil für ihre 
bildungsbürgerlichen Ziele zu vereinnah-
men. Immer wieder wird davon gespro-

chen, dass die Studierenden ja recht hätten 
und eine „Reform“ des Bolognaprozesses 
nötig wäre. Dies ist auch von Bildungsmi-
nisterin Schavan immer wieder zu hören, 
die die Streikbewegung zunächst als „ges-
trig“ bezeichnete, als sich aber das Ausmaß 
der Proteste abzeichnete auf den Zug auf-
sprang und verlangte, dass „die aktuellen 
Bildungsstreiks als Ansporn gesehen wer-
den, alle Vereinbarungen des Bildungsgip-
fels zügig umzusetzen“.

Für die meisten AktivistInnen der Bil-
dungsstreik- und Unibesetzungsbewegung 
ist aber klar, dass es um mehr geht als nur 
eine Anpassung des Bolognaprozesses. Das 
Ziel ist ein anderes und ausreichend finan-
ziertes Bildungssystem und oft wird auch 
die Parallele zwischen der Finanz- und 
Wirtschaftskrise des Kapitalismus und der 
Geldnot an den Unis und den Schulen ge-
zogen. Die konkreten Auswirkungen des 
Bolognaprozesses auf Studierende und 
Lehrende an den Hochschulen sind auch 
nicht einfach durch eine Reform zu über-

winden. So wurde inzwi-
schen Schritt für Schritt 
das deutsche Diplomsystem 

– in inzwischen fast allen 
Studienfächern – zugun-
sten des Bachelor/Master-
systems abgeschafft. Dabei 
wirkt das deutsche Bache-
lor/Mastersystem heute wie 
eine schlechte Kopie des 
angelsächsischen Vorbilds. 
Während in den Diplomstu-
diengängen die Durchlässig-
keit zwischen den Universi-
täten im In- und Ausland 
noch größer war als heute, 
da verschiedene Scheine oft 
ganz unbürokratisch aner-
kannt wurden – falls man 
an den richtigen Professor 
geriet – wurden nun durch 
die Modularisierung eine 
ganze Reihe bürokratischer 
Regeln aufgestellt um dies 
zu verhindern. Trotz gegen-
teiliger Zielsetzung ist der 
Wechsel zwischen Universi-
täten inzwischen schwieriger 
und oft sogar unmöglich ge-
worden. Statt europäischem 
Bildungsraum haben wir 
einen Rückfall in Klein-
staaterei. Weiterhin wurde 
versucht die alten Diplom-
studiengänge, meist 8 bis 

Bildungsstreik – Der Kampf geht weiter
Bildungsstreikbewegung 2009. Bilanz und Perspektiven.
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chem Pflegeheim vegetieren müssen (si-
ehe Bericht des Medizinischen Dienstes 
der Krankenkassen von 2008). 
Bedürftige Kinder sind dem Konjunk-
turprogramm der Bundesregierung eine 
Einmalzahlung von 100 Euro wert, wäh-
rend für ein altes, rostiges Auto eine Ab-
wrackprämie von 2500 Euro zur Absatz-
steigerung von Neuwagen vorgesehen 
ist. 

Immer häufiger, nicht nur beim Konjunk-
turprogramm, stellt sich der Bürger, der 
eigentliche Souverän unserer Demokra-
tie, die Frage: „Wer steht im Mittelpunkt 
des politischen Handelns, der Mensch 
oder die Wirtschaft?“.

Die Mütter und Väter des Grundge-
setzes hatten die Wiederbewaffnung der 
Bundes-republik in der Verfassung nicht 
vorgesehen. Aus der in den Nachkriegs-
jahren ver-breiteten Einsicht „nie wieder 
Krieg“ war ein allgemeiner Wehrdienst 
im Grundgesetz nicht geregelt. Erst spä-
ter fügte der Bundestag einen Artikel 
12a ins Grundgesetz ein, in dem die Ab-
leistung eines Kriegsdienstes festgelegt 
wurde und selbst Frauen zum Sanitäts-
dienst gezwungen werden können.

Die Artikel 14 und 15 halten die Rolle 
des Eigentums fest. Selbst eine Enteig-
nung im Interesse des Allgemeinwohls 
ist verfassungsrechtlich möglich. Im Ar-
tikel 14 Absatz 2 heißt es: „Eigentum 
verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich 
dem Wohle der Allgemeinheit dienen.“ 
Dieses Verfassungsgebot wird durch die 
Gier des ungebändigten Casinokapita-
lismus, durch Siemensaffäre und Man-
nesmann-Prozess zu einem dummen 
Spruch erniedrigt. Der Publizist Heri-
bert Prantl meint in der Süddeutschen 
Zeitung, das Großmanagement der Wirt-
schaft habe bis zur großen Finanzkrise 
den mahnenden Satz des Grundge-
setzes auf perfide Weise ergänzt: „Ei-
gentum verpflichtet – zu nichts, au-
ßer zur Eigentumsvermehrung und 
Gewinnmaximierung!“

Klaus Körner

Kurzmeldungen

Anzeige

Mitglied 
werden. 
Hier und 

jetzt!

Doppelte Viktimisierung
Ein Phänomen, welches bei der Medien-Hetze gegen Hartz4-Empfänger im-
mer wieder zu beobachten ist, kann man als eine „doppelte Viktimisierung“ 
bezeichnen. Viele Arbeitslose, die sich schon häufig als traumatisierte Opfer 
fühlen, da ihnen Anerkennung, Würde und gesellschaftliche Teilhabe nicht 
nur ökonomisch schwer, sondern auch ideologisch aberkannt wird, werden 
zusätzlich noch Opfer falscher Beschuldigungen. Arbeitslose  werden zu Tä-
tern gemacht, da sie ja „selbst schuld“ seien. 

Links blinken, rechts fahren
Anfang März verkündeten Steinbrück, Steinmeier und Müntefering, dass sie 
nun schärfere Regeln für Managergehälter, die Trockenlegung von Steueroa-
sen sowie eine schärfere Regulierung des Finanzmarktes einführen wollen. 
Ganz im Sinne eines Münteferings, nach dem es ja „unfair“ sei, wenn Koa-
litionsparteien an ihren Wahlversprechen gemessen werden und dass nur 
der essen solle, der auch arbeite – kehrt die SPD nun zu ihren linken Wur-
zeln zurück. Wer`s glaubt.

KURZMELDUNG

[Innenpoltik]

Anzeige
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10 Semester, zusammen zu kürzen und in 
ein 4- bis 6-semestriges Bachelorstudium 
zu stecken. Im Anschluss daran lautet nun 
das Ziel, den Bachelor als Regelstudium 
zu etablieren, mit allem was dazu gehört 
inklusive geringerer Qualifikation nach 
dem Abschluss und niedrigerer Einstiegs-
löhne im anschließenden Job, falls man 
denn überhaupt einen findet. Der Zugang 
zum Masterstudium ist dann oft großen 
Zulassungshürden und zunehmend – als 
Zweitstudium – den Studiengebühren un-
terworfen. Zurecht entgegnet also der Stu-
dierendenverband DIE LINKE.SDS dem 
mit der Forderung nach einem „Master für 
alle“. Durch den zunehmenden Leistungs- 
und Prüfungsdruck, der mit dem ver-
kürzten Studium einhergeht, wird auch 
ein Auslandsaufenthalt – wieder einmal 
trotz gegenteiliger Zielsetzung im Bolo-
gnaprozess – für viele Studierende nahezu 
unmöglich. Auch betroffen davon ist die 
Möglichkeit, während des Studiums zu ar-
beiten, was wiederum die soziale Selekti-
on unter den Studierenden erhöht, da sich 
nun wieder zunehmend Kinder aus weni-
ger begüterten Familien aus Geldgründen 
gegen ein Studium entscheiden, da sie sich 
dies nur durch einen Nebenjob finanzie-
ren könnten.

Es gibt also genug, wogegen man kämp-
fen kann. Die Frage bleibt, wofür man 
kämpft und was dafür die geeigneten Pro-
testformen sind.

Protestkultur und Protestformen

Der Studierendenverband SDS und der 
Jugendverband der LINKEN Linksjugend 
[’solid] haben ohne Zweifel als organisa-
torische Klammer im Bilungsstreik 2009 
und während der Besetzungsbewegung der 
Hörsäle gewirkt. Die Tatsache, dass es diese 
sozialistischen Organisationen im Umfeld 
der Linkspartei gibt, hat dazu beigetragen, 
die Proteste wirklich bundesweit zu orga-
nisieren, zu harmonisieren und auch Ver-
netzungen zwischen SchülerInnen, Azubis 
und Studierenden herzustellen. Diesen 
politischen Organisationen kommt also 
schon aufgrund ihrer oft dominierenden 
Stellung in den Organisationskomitees 

der Bildungsstreikbe-
wegung auch eine he-
rausragende politische 
Verantwortung, hin-
sichtlich einheitlicher 
politischer Perspekti-
ven und Forderungen 
zu. Damit eine Pro-
testbewegung Erfolge 
erzielt, braucht es 
ganz offenbar neben 
der freien Diskussion 

über Ziele auch ein Paket an Forderungen, 
die man durchsetzen will und die von al-
len AktivistInnen vertreten werden. Solche 
Forderungen müssen meist von einer poli-
tischen Organisation in die Diskussion ge-
bracht werden. Wenn man eine ehrliche 
Bilanz der Protestbewegungen zieht, muss 
man anerkennen, dass nichts Substantielles 
erstritten wurde außer Lippenbekenntnis-
sen seitens der Regierenden. Der Bolo-
gnaprozess wird weiterhin umgesetzt wie 
bisher, die Unterfinanzierung der Univer-
sitäten nimmt kein Ende und Studienge-
bühren wurden aufgrund der Proteste auch 
nicht zurückgenommen. Wozu also das 
Ganze? Es wurde in den besetzten Hörsälen 
sehr offen, sehr demokratisch und oft sehr 
weitgehend diskutiert, über alternative Bil-
dungssysteme, demokratische Hochschu-
len und auch die Krise des Kapitalismus 
und sozialistische Alternativen. Oft wurde 
aber vergessen, dass man, um schlagkräftig 
zu sein, manchmal auch über Dinge mehr-
heitlich abstimmen und Menschen in Ver-
antwortung wählen muss, um von der zer-
splitterten Diskussion in vielen Hörsälen 
zu einer einheitlichen Aktion zu kommen. 
Dies kann mit ganz konkreten Dingen, 
wie der Wahl – mit der Möglichkeit der 
jederzeitigen Abwählbarkeit – eines Streik-
komitees an einer Uni beginnen, das dann 
anfängt Kontakt herzustellen zu unzufrie-
denen Universitätsangestellten, anderen 
Hochschulen usw. Und auch dafür verant-
wortlich ist mit der Uni-Leitung über erste 
abgestimmte Forderungen zu verhandeln. 
Dies können zunächst einfache Dinge sein 
wie übervolle Stundenpläne oder mehr 
Freiräume unter studentischer Selbstver-
waltung. Passiert dies alles nicht, erleben 
wir genau das was in den vergangenen Mo-
naten mit der Bewegung der Audimaxbe-
setzungen vor sich ging. Die Bewegung 
findet zwar überall gleichzeitig statt, ver-
einheitlicht sich aber nicht mittels Forde-
rungen zu einem schlagkräftigen Ganzen, 
vor dem die herrschende Politik wirklich 
erzittert. Ohne die Wahl von Verantwort-
lichen in Komitees muss jede Entschei-
dung überall und jederzeit in den Plena 
abgestimmt werden. Neben der Tatsache, 
dass dies enorme logistische Probleme auf-
wirft, können sich nur die aktivsten Stu-

dierenden während der Proteste in jeder 
Minute dem Bildungsstreik widmen. Die 
übergroße Mehrzahl der Studierenden hat 
dann bei vielen Entscheidungen trotzdem 
nicht die Möglichkeit, mitzudiskutieren 
und mitzuentscheiden.

Quo vadis, Bildungsstreik?

Obwohl die Bildungsmisere nicht nur Stu-
dierende sondern auch Lehrende trifft, ist 
von gemeinsamen Aktionen in den Bil-
dungsstreikbewegungen bisher wenig zu 
sehen. Neben konkreten Forderungen ist 
aber die Einheit mit den Lehrenden der 
Hochschulen und dem technischen Perso-
nal für die Studierenden unabdingbar wenn 
etwas Konkretes erkämpft werden soll. Da-
für müssen die Studierenden und ihre poli-
tischen Organisationen auch einen Schritt 
auf die Lehrenden und das technische Per-
sonal zu machen, aber die Angestellten der 
Hochschulen und die Lehrkräfte müssen 
auch anfangen, sich zu organisieren. Die 
Reinigungskräfte und die Gewerkschaft 
IG BAU haben es letzten Herbst – auch an 
den Universitäten – vorgemacht: gemein-
samer Kampf ist möglich und nötig, und 
er kann auch mit einem Sieg enden. Des-
halb sind dringend Initiativen von unzu-
friedenem Universitätspersonal notwendig. 
Die entsprechenden Strukturen, wie Per-
sonalräte und Gewerkschaften, sind vor-
handen; manchmal muss man nur daran 
glauben dass man gemeinsam etwas verän-
dern kann. Gehen wir’s an!

Alex Dirmeier
LINKE Wedding

Foto: Felix Syrovatka

Foto: Felix Syrovatka

[Bildung]
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Nicht nur die Studierenden an den Uni-
versitäten sind von Kürzungen und dem 
Bolognaprozess betroffen, sondern auch 
ProfessorInnen, AssistentInnen, studen-
tische Hilfskräfte und Lehrbeauftragte. 
Wenn schon das Ziel des „europäischen 
Bildungsraums“ mit dem Bolognapro-
zess nicht erreicht wurde, so zumindest 
die Einsparung von Kosten. Während 
kürzere Studiengänge natürlich billiger 
sind, wurde in den letzten Jahren auch 
bei Forschungsbudgets und Ausgaben für 
die Lehre an den Universitäten gespart 
bis es quietscht. Als Ausweg bleibt oft nur 
das Einwerben von Drittmitteln von Stif-
tungen und Konzernen. Dass dadurch 
auch der Einfluss der Wirtschaft auf die 
Forschung rapide steigt, ist offenbar in der 
neoliberalen Politik auch so gewollt. Da 
haben Professoren und Privatdozenten 
an den Universitäten oft gar keine ande-
re Wahl als Lehre und Forschung zu ver-
nachlässigen, da sie „hauptberuflich“ damit 
beschäftigt sind, bürokratische Anträge 
zur Finanzierung der Forschung und ihrer 
Doktoranden zu schreiben. Das Sparen im 
Zuge des Bolognaprozesses bei Forschung 
und Lehre trifft aber vor allem einen 
Zweig der Universitätsangestellten, die an 
den deutschen Universitäten schon immer 
einen schweren Stand hatten und von de-
nen es heute noch weniger gibt als vor eini-
gen Jahren. Die Rede ist vom sogenannten 
akademischen Mittelbau. Damit werden 
Assistenten, wissenschaftliche Mitarbeiter 
und Doktoranden an den Universitäten 
bezeichnet, die eigentlich den Großteil der 
Forschung und Lehre verrichten. Für die-
se gab es in Deutschland schon immer zu 
wenige feste und sichere Arbeitsplätze an 
den Universitäten. Durch den Bologna-
prozess und verschiedene Exzellenzinitiati-
ven ist dies nicht besser sondern schlechter 
geworden. Geschaffen wurden – oft un-
ter Wegfall von Vollzeitstellen – befristete 
und schlechter bezahlte Teilzeitstellen. Für 
Akademiker und vor allem Doktoranden 
bedeutet eine halbe- oder zweidrittel-Stel-
le aber immer Vollzeitarbeit zu geringerem 
Lohn. Denn man will ja Leistung zeigen 
um irgendwann vielleicht die Chance auf 
eine der begehrten unbefristeten Vollzeit-
stellen zu haben. Vor allem in den Ex-
zellenzinitativen wurden stillschweigend 
Betreuungsschlüssel für Studierende he-
raufgesetzt und damit der Arbeitsaufwand 
für die Lehre erhöht.

Nicht selten fristen voll ausgebildete Aka-
demikerInnen über Jahre hinweg sogar ein 

Dasein als schlecht bezahlte Honorarkräf-
te, sogenannte Lehrbeauftragte. Nach dem 
Hochschulrahmengesetz kann jede Uni-
versität zur Verbesserung der Lehre und 
für zusätzliche Lehrangebote freiberufliche 
Honorarlehrkräfte beschäftigen. In der Re-
alität werden an vielen Universitäten und 
vor allem an Fachhochschulen – abhän-
gig vom Studiengang – inzwischen bis zu 
40% des Lehrangebots durch Lehrbeauf-
tragte abgedeckt. Lehrbeauftragte werden 
grundsätzlich nach geleisteten Unterrichts-
stunden bezahlt. Üblich sind 
Honorare von zwischen 35€ 
und 40€ an den Berliner 
staatlichen Universitäten, 
über ca. 20€ an Brandenbur-
ger Fachhochschulen bis ver-
einzelten 12,50€, wie sie aus 
Schleswig-Holstein berich-
tet wurden. Rechnet man 
zu den Unterrichtsstunden 
noch Vor- und Nachberei-
tung, Korrektur, Beratung 
und Prüfungen ein, so kommt man im 
besten Fall auf Bruttostundenlöhne zwi-
schen 10€ und 15€. Schon dies liegt unter 
den durchschnittlichen Bruttostundenlöh-
nen von Facharbeitern im produzierenden 
Gewerbe, die bereits im Jahr 2005 bei 
knapp 18€ lagen. Einem prekär Beschäf-
tigten oder Zeitarbeiter mag dies immer 
noch viel erscheinen. Es gilt allerdings 
zu beachten, dass Lehrbeauftragte in den 
seltensten Fällen Vollzeit (35 bis 40 Wo-
chenstunden) arbeiten, sondern meist ma-
ximal 8 Wochenstunden unterrichten und 
in den 5 Monaten Semesterferien pro Jahr 
überhaupt nicht bezahlt werden. So kom-
men viele Lehrbeauftragte – umgerechnet 
auf ein ganzes Jahr – auf durchschnittliche 
Bruttomonatslöhne zwischen 800€ und 
1200€. Beiträge zur Krankenversicherung 
und Altersvorsorge muss der Lehrbeauf-
tragte davon natürlich noch vollständig 
selbst bestreiten. So wundert es nicht, dass 
es heute schon viele vollausgebildete Aka-
demikerInnen gibt, die durch Hartz IV 
aufstocken müssen. Daneben sind Lehr-
beauftragte keine Angestellten der Hoch-

schulen und haben dadurch keinen An-
spruch auf Interessensvertretung durch 
den Personalrat. Es ist also an den deut-
schen Hochschulen in den letzten Jah-
ren nicht nur ein akademisches Prole-
tariat sondern sogar ein akademisches 
Prekariat geschaffen worden.

Traditionell wird in vielen Studiengän-
gen auch ein großer Anteil der Lehre 

von sogenannten studentischen Hilfskräf-
ten oder Tutoren übernommen. Dies war 
in der Vergangenheit für viele Studen-
tInnen die Möglichkeit während des Stu-
diums etwas hinzu zu verdienen und erste 
Erfahrungen mit der universitären Lehre zu 
sammeln. Durch den Arbeitsdruck der Ba-
chelorstudiengänge herrscht nun oft sogar 
ein Mangel an Tutoren. Dies wird teilwei-
se versucht durch Lehrbeauftragte zu kom-
pensieren, aber die Betreuungsverhältnisse 
können dadurch nicht wirklich verbessert 

werden. Gerade in Studiengängen mit ho-
hen Anfängerzahlen gibt es Grundvorle-
sungen die von über 1000 StudentInnen 
besucht werden. Dazu gehören dann oft 
Tutorien in denen 30 bis 40 Studierende 
von einem Tutor oder einer Tutorin be-
treut werden. Dass schon in dieser Form 
keine ordentliche Lehre möglich ist, dürf-
te klar sein, was passieren wird wenn in 
einigen Jahren die doppelten Abiturjahr-
gänge – dem achtjährigen Gymnasium sei 
Dank – an die Universitäten strömen, mag 
man sich unter diesen Voraussetzungen 
vielleicht besser gar nicht ausmalen. Das 
Schicksal der Studierenden, der Lehrenden 
und des technischen Personals der Hoch-
schulen ist folglich untrennbar verbunden. 
Sie alle leiden unter dem Bolognaprozess 
und der Unterfinanzierung der Hochschu-
len, aber nur alle vereint im Protest und 
Streik können auch etwas verändern und 
Erfolge erkämpfen. Diese Einheit ist heute 
nötiger denn je.

Alex Dirmeier
LINKE Wedding

Studierende und Lehrende gemeinsam für 
eine bessere Bildung ?!

Foto: Felix Syrovatka

[Bildung]
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Jeder kann etwas bewirken
Als Fatalismus bezeichnet man eine Weltanschauung, die davon ausgeht, dass eine übergeordnete Macht oder das 
Schicksal das eigene Leben bestimmt. Wird in Deutschland von der sog. Politikverdrossenheit gesprochen, ist eine 
fatalistische Einstellung vieler Menschen unübersehbar: „die da oben machen eh was sie wollen“ oder „man kann 
doch eh nix dran ändern“ sind hierbei beliebte Redewendungen. Ich behaupte dagegen, dass Jeder seinen Teil dazu 
beitragen kann, die Welt zu einem besseren Ort zu machen. 

Was ist Politikverdrossenheit ei-
gentlich?

Der Begriff bezeichnet eine Fülle von 
Sachverhalten. Zum einen die ablehnen-
de, negative Haltung und Einstellung ge-
genüber der Politik sowie gegenüber po-
litischen Akteuren. Zum anderen aber 
auch das zunehmende Desinteresse an po-
litischen Sachfragen oder der Politik im 
Allgemeinen. Ein Misstrauen gegenüber 
staatlichen Institutionen, Parteien und ge-
genüber dem System der Demokratie ins-
gesamt ist häufig damit verbunden. In der 
Politikwissenschaft wird oft versucht, di-
ese subjektive Einstellung der Menschen 
durch vermeintlich objektive Zahlen zu 
erklären, wie z.B. einer zunehmend fal-
lenden Parteienbindung von spezifischen 
Milieus (wie z.B. der Arbeitnehmer zur 
SPD), sinkenden Parteimitgliedern insge-
samt sowie der schlechten Wahrnehmung 
von politischen Akteuren. Hinzu kommen 
die persönliche Resignation vieler und der 
Glaube am Mangel von politischen Betei-
ligungsmöglichkeiten. Die individuelle Be-
quemlichkeit, sich politisch zu engagieren 
und den eigenen Tellerrand zu verlassen, 
sollte auch nicht unterschätzt werden.

Weshalb einmischen wichtig ist

Wie sieht eine Gesellschaft aus, in der alles 
geschluckt, akzeptiert und nichts hinter-
fragt wird? Wollen wir wirklich in so ei-
ner Welt leben? Der Dichter Erich Fried 
bringt es in seinem Kurzgedicht auf den 
Punkt: „Wer will, dass die Welt so bleibt 
wie sie ist, der will nicht, dass sie bleibt“. 
Ohne Kritik und politisches Engagement 
kann es keinen menschlichen Fortschritt 
geben. Ohne z.B. die großen Opfer der 
Arbeiterbewegungen in der Vergangen-
heit hätten wir heute noch einen 12 Stun-
den Arbeitstag, keine Lohnfortzahlung 
im Krankheitsfall und auch keine Arbeit-
nehmerrechte. Auch heute gibt es über-
all schreiende Ungerechtigkeiten, die es 
zu bekämpfen gilt. Umso wichtiger ist es, 
sich zu engagieren. Wenn Arnold Toyn-
bee sagt, dass die größte Strafe für alle, die 
sich nicht für Politik interessieren, die  ist, 
dass sie von Leuten regiert werden, die 
sich für Politik interessieren, dann zeigt er 
damit auf, wie wichtig es ist, sich einzu-
mischen. 

Was kann ich als Einzelner schon 
bewirken?

»Viele kleine Leute, an vielen kleinen Or-
ten, die viele kleine Schritte gehen, kön-
nen das Gesicht der Welt verändern« (afri-
kanisches Sprichwort)

Am Anfang stehen zwei Dinge: der Wille 
sich einzumischen und der Mut, sich sei-
nes eigenen Verstandes zu bedienen, wie 
Kant es formuliert hat. Klar ist, dass man 
einen langen Atem und Ausdauer haben 
sollte. Niemand wird die Welt über Nacht 
verändern können, aber auch je-
der kleine Schritt trägt dazu bei, 
die Erde zu einem schöneren Ort 
zu machen. Man sollte politisches 
oder soziales Engagement auch 
nicht als Bürde oder Last begrei-
fen, sondern als Möglichkeit zur 
persönlichen Reifeentwicklung. 
Und nicht zuletzt macht es sehr 
viel Spaß, sich einzumischen und 
sich zu engagieren, sofern man 
auf seinen persönlichen Energie-
haushalt und seine eigenen Gren-
zen achtet.

Wir werden tagtäglich mit Halb-
wahrheiten, Lügen, Verzerrungen 
und Propaganda zugebombt, die 
nicht immer als solche zu erken-
nen sind. Es ist wichtig, sich des-
sen bewusst zu werden, seinen kri-
tischen Verstand zu schärfen und 
nach alternativen Informations-
quellen (wie z.B. dem Rotdorn) 
zu suchen. Nur wer nicht alles 

schluckt, was ihm vor die Füße geworfen 
wird, hat auch die Möglichkeit, hinter die 
Kulissen zu schauen und eine differenzierte 
Sichtweise zu entwickeln.

Wo fange ich an?

Die Möglichkeiten sind groß und vielfältig. 
Viele Organisationen und Bewegungen 
freuen sich über engagierten Nachwuchs 
(der Rotdorn auch!). Auf der Rotdorn-
Homepage (www.rotdorn.org) findet ihr 
eine Linkliste zu vielen sozialen Bewe-
gungen. Eine kleine Auswahl, wo ihr euch 
engagieren könnt:

Bei Attac oder der antifaschistischen Lin-
ken Berlin (ALB) oder bei Amnesty Inter-
national oder bei Linksjugend.Solid oder 
bei Indymedia oder bei der Kampagne ge-
gen Wehrpflicht oder beim BUND oder 
Greenpeace...
 
By epikur

[Gesellschaft]

Anzeige
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Worüber wird geur-
teilt? 

Über die aktuelle beispiel-
lose Finanz- und Wirt-
schaftskrise, die allenfalls 
mit der Finanz- und Wirt-
schaftskrise vor 80 Jahren 
vergleichbar ist. Über die 
Dynamik einer kapitali-
stischen Wirtschaft, die 
sich in drei Dimensionen 
als destruktiv erwiesen 
hat: das Kreditschöpfungs-
potential des Banken-
systems hat sich aus der 
realwirtschaftlichen Ver-
ankerung gerissen. Der ge-
sellschaftliche Wohlstand hat das Naturver-
mögen, die Sparbüchse des Planeten zum 
Nulltarif verschlissen. Das wirtschaftliche 
Wachstum ist immer mehr ungleich verteilt 
und hat den gesellschaftlichen Zusammen-
halt gesprengt.

Über wen wird geurteilt?

Nicht über eine Krise, die wie ein finanz-
wirtschaftlicher Sachzwang, eine Naturge-
walt oder eine geschichtliche Notwendig-
keit über die Gesellschaft hereingebrochen 
ist. Zwar verbreiten Finanzwissenschaftler 
bereits wieder die Legende, dass Finanzkri-
sen zum Kapitalismus dazugehören wie das 
Wasser zum Meer, oder dass expansive und 
kontraktive Impulse an den Börsen einan-
der abwechseln wie im Blutkreislauf, oder 
dass euphorische Phasen der Blasenbildung 
und das Platzen einer Blase wie die Jahres-
zeiten kommen und gehen. Nein, die Fi-
nanzmärkte sind keine leblose Maschine, 
sie sind das Produkt gesellschaftlicher Ent-
scheidungen, das, was Menschen aus ihnen 
machen und machen wollen, wessen Inte-
ressen sie bedienen, wessen Nutzen sie meh-
ren sollen. Deshalb wird geurteilt über kol-
lektive Akteure, über staatliche Organe und 
finanzwirtschaftliche Institutionen.

Beweisaufnahme

Die Jury hat sich bei der Beweisaufnahme 
von drei zentralen Fragen leiten lassen:
Welche Rolle spielte die Verteilungspolitik 
bei der Entstehung von Finanzblasen? Wel-
che Defizite gab es bei der Regulierung der 
Finanzmärkte? Und auf wen wurden die 

Kosten der Finanzkrise abgewälzt? In der 
Chronologie der Ereignisse ergab sich dabei 
folgende Bewertung:
1.) Die Profiteure der Staatshilfen wurden 
nicht angemessen an den Rettungsaktionen 
beteiligt. Die Gläubiger der Banken muss-
ten bisher gar keinen Beitrag leisten – und 
die Aktionäre nur sehr eingeschränkt. Dies 
gilt für die HRE und die Commerzbank, 
zeigte sich besonders krass aber auch bei 
der IKB. Obwohl institutionelle Investoren 
50 Prozent der Aktien besaßen, übernah-
men die privaten Banken nur 1,5 Milliar-
den Euro der Rettungskosten, die insgesamt 
10,7 Milliarden betrugen.
2.) Oft ist nicht einmal bekannt, wer von 
den Staatshilfen profitiert. Die Gläubi-
ger der Pleite-Institute werden geheim ge-
halten. Anders in den USA: Dort wurde 
auf Druck des Parlaments veröffentlicht, 
wer die staatlichen Rettungsmilliarden für 
den Versicherungskonzern AIG erhalten 
hat (wie sich dann zeigte, war die Deut-
sche Bank mit 12 Milliarden Dollar einer 
der Hauptempfänger). Auch die deutschen 
Steuerzahler haben ein Anrecht darauf zu 
erfahren, wer ihre Milliarden erhält. Die 
Bundesregierung hat es versäumt, die nöti-
ge Transparenz zu schaffen.

Fazit und Forderung

1.) Die Finanzwirtschaft hat der Realwirt-
schaft zu dienen. Es sind daher alle Finanz-
produkte zu verbieten, die keinen zwin-
genden Nutzen für die Kreditversorgung 
von Unternehmen und Privatpersonen ha-
ben. Dies gilt etwa für ungedeckte Leerver-
käufe oder komplexe Kreditverbriefungen.

2.) Es darf kein Finanzun-
ternehmen oder Finanz-
geschäft oder Finanzplatz 
außerhalb der öffentlichen 
Aufsicht und Kontrolle ver-
bleiben. Dies bedeutet auch 
ein Verbot von Zweckge-
sellschaften.
3.) Die Finanzwirtschaft ist 
grotesk überdimensioniert. 
Viele Banken haben gar kei-
nen erkennbaren Geschäfts-
zweck (IKB, Landesbanken) 
oder flüchteten in die Spe-
kulation und den Eigen-
handel, weil mit dem klas-
sischen Bankgeschäft kaum 
Gewinn zu machen war. Der 

Finanzsektor muss schrumpfen und Eigen-
handel verboten werden. Letztlich bedeutet 
dies: Die Privatbanken entwickeln ein Pro-
fil, wie die Sparkassen es schon haben. Sie 
dienen der Realwirtschaft.
4.) Es darf keine „systemrelevanten“ Banken 
mehr geben, die bei Schieflage mit Steuer-
mitteln gerettet werden müssen, um eine 

„Kernschmelze“ des Finanzsystems zu ver-
hindern. Die Größe der Banken ist also zu 
reduzieren (evtl. durch Zerschlagung). Das 
bedeutet auch: Es werden keine Fusionen 
von Banken mehr zugelassen.
5.) Die Risikovorsorge bei den Banken 
muss deutlich verstärkt werden und das 
hinterlegte Eigenkapital steigen. Zudem 
sollten die Eigenkapitalanforderungen mit 
der Größe der Bank zunehmen, um gefähr-
liche Konzentrationsprozesse zu bestrafen.
6.) Es kann nicht sein, dass Rating-Agen-
turen von ihren Auftraggebern bezahlt wer-
den. Hier ist dem Vorschlag des Zeugen 
Sven Giegold zu folgen, dass die Investoren 
für die Ratings aufkommen müssen.
Bisher sind die Gläubiger der Banken nicht 
an den Rettungskosten beteiligt worden, ob-
wohl sie die Profiteure der Milliardenpakete 
sind. Dies muss über eine gezielte Steuer-
politik korrigiert werden. Begründung: Das 
Vermögen in Deutschland ist sehr ungleich 
verteilt. Das reichste Prozent der Bevölke-
rung besitzt bereits 23 Prozent des Volks-
vermögens. Das reichste Zehntel vereinigt 
schon 61 Prozent auf sich. Umgekehrt ge-
hört den unteren 70 Prozent nur ganze 9 
Prozent des Gesamtvermögens. Man kann 
also zusammenfassen: Von den Bankenret-
tungspaketen haben nur die reichsten 30 
Prozent der Bundesbürger profitiert.

Das Attac-Bankentribunal
Vom 9. bis 11. April 2010 fand in der ausverkauften Volksbühne in Berlin mit prominenten Beteiligten ein Bank-
entribunal des globalisierungskritischen Netzwerkes Attac statt, um die wahren Verursacher der weltweiten Wirt-
schafts- und Finanzkrise öffentlichkeitswirksam zur Rechenschaft zu ziehen. Im folgenden Auszüge aus der Urteils-
verkündung.

Josef Ackermann: Chef der Deutschen Bank
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Rotdorn Radio: Vom 9. bis 11. April 2010 
fand in der Volksbühne Berlin das Ban-
kentribunal von Attac statt. Was war die 
Idee des Tribunals?

Peter Grottian: Es gibt bisher leider über-
haupt keine Aufarbeitung der Finanz-
marktkrise und des Verhaltens der Politik. 
Der Sinn war, öffentlich ein Gegenpol zu 
setzen und die Finanzmarktkrise zu durch-
leuchten. Gleichzeitig sollte das Verhalten 
der Politik öffentlich gemacht werden. 

Rotdorn Radio: Im Herbst letzten Jahres 
wurden von der Politik über 480 Milliar-
den Euro bereit gestellt, um die Banken zu 
retten. Was wäre passiert wenn die deut-
sche Regierung dies nicht getan hätte?

Peter Grottian: Das ist schwer zu beant-
worten, weil unklar ist, welchen Flurscha-
den es ausgelöst hätte, wenn man z.B. die 
HypoRealEstate oder die Commerzbank 
nicht gerettet hätte. Man kann jedoch ge-
nau hinschauen, ob das Krisenmanage-
ment von Merkel und Steinbrück so al-
ternativlos gewesen ist oder nicht. Das 
Bankentribunal hat hier gezeigt, dass Poli-

tik und Bankenaufsicht weitgehend 
blind gewesen sind. Es gab auch 
keinerlei Versuche der Aufklärung 
oder der Transparenz. 

Rotdorn Radio: Wie ist die Rolle 
von Josef Ackermann, dem Chef 
der Deutschen Bank, einzuschät-
zen?

Peter Grottian: Ackermann hat zu-
nächst an der Krise viel verdient. 
Als es jedoch anfing zu kippen, d.h. 
die Deutsche Bank höchstwahr-
scheinlich auch hätte bezahlen 
müssen, begann die Erpressung an 

den Staat und die Forderung nach mehre-
ren hundert Milliarden Euro zur Rettung 
deutscher Banken. 

Rotdorn Radio: Wo ist das Geld eigentlich 
geblieben?

Peter Grottian: Die Regierung tut alles, 
um jede demokratische Kontrolle zu ver-
meiden. Es bleibt alles geheim, warum 
und wieso entschieden wurde, weshalb die 
Commerzbank und die HypoRealEstate 
gerettet worden sind. Und warum vor 
allem letzterer 110 Milliarden Euro zuge-
flossen sind. Selbst die Abgeordneten ha-
ben keine Ahnung. Nur neun Abgeordnete 
haben die Möglichkeit, sich einen Einblick 
zu verschaffen, dürfen aber trotzdem nicht 
darüber sprechen. Der Parlamentarismus 
und die Demokratie werden in diesem 
Fall massiv geschädigt. Die Abgeordneten 
müssten die Arbeit solange niederlegen, 
bis es wieder einen Hauch von parlamen-
tarischer Kontrolle gibt.

Rotdorn Radio: Wenn es so düster aus-
sieht, was kann man dann eigentlich noch 
dagegen tun?

Peter Grottian: Im Grunde genommen 
muss eine große Skandalisierung des 
ganzen Finanzmarktgeschehens stattfinden, 
wie z.B. eine Besetzung von 20 Bankfilia-
len. Das Bankentribunal ging in die rich-
tige Richtung, aber nicht weit genug. Ein 
systematischer Reputationsschaden für die 
Deutsche Bank muss daraus folgen, denn 
das ist das Einzige was große Unternehmen 
verstehen. Es muss Aufklärung stattfinden, 
aber auch ein Tritt vor das Schienbein. An-
sonsten wird man nicht ernst genommen. 
Ziviler Ungehorsam darf nicht nur gespielt 
werden, es muss dem Konzern auch scha-
den. Es gibt positive Beispiele, dass Kun-
denboykotte Erfolg hatten.

Rotdorn Radio: Auf dem Bankentribunal 
ist es zu keinem Schuldspruch gekommen. 
Außerdem hat der Publizist und Mitinitia-
tor Werner Rügemer im Vorfeld der Vor-
bereitungen das Projekt verlassen, da Attac 
die staatliche Bankenrettung nicht grund-
sätzlich in Frage stellen würde. Wie sieht 
Deine Kritik zum Bankentribunal aus?

Peter Grottian: In der Vorbereitung gab es 
schon unterschiedliche Vorstellungen über 
das Bankentribunal. Manche hätten sich 
auch ein schärferes Urteil gewünscht. Je-
doch hätte auch das in der Wirkung nicht 
viel mehr bewirkt. Die Grundfrage, die 
sich stellt, ist, wie Attac aus dem Tribu-
nal einen gesellschaftspolitischen Konflikt 
macht? Denn so wird die Veranstaltung 
weder bei Politik, noch bei den Herr-
schenden großartig wahr genommen. In-
sofern muss man nachlegen, also z.B. Ban-
ken besetzen oder große Plakate aufstellen, 
in denen die strukturelle Komplizenschaft 
von Politik und Banken aufgezeigt wird.

»Es muss eine große Skandalisierung des 
ganzen Finanzmarktgeschehens stattfinden«
Interview über das Bankentribunal mit dem Politikwissenschaftler Prof. Peter Grottian

Prof. Grottian ist seit 1979 Professor für Politikwissenschaft am Otto-Suhr-Institut (OSI) der Freien Universität 
Berlin. Neben seiner Tätigkeit als Hochschullehrer, der er seit 1985 aus politischer Überzeugung in Teilzeit nach-
geht, engagierte und engagiert sich Prof. Grottian ehrenamtlich in diversen politischen Initiativen. Dazu zählen 
unter anderem das »Komitee für Grundrechte und Demokratie« und die »Initiative Berliner Bankenskandal«, de-
ren Mitbegründer er war und als einer deren prominentesten Vertreter er gilt. Zudem ist er offizieller Unterstützer 
der überwachungskritischen Datenschutzdemonstration Freiheit statt Angst. Des Weiteren ist er Mitglied im wis-
senschaftlichen Beirat von Attac. Nach Berichten des Nachrichtenmagazins Der Spiegel vom Juni 2006 wird Prof. 
Grottian seit 2003 unter anderem durch V-Personen vom Verfassungsschutz des Landes Berlin beobachtet. Prof. 
Grottian bereitete das Bankentribunal in einer Projektgruppe mit vor und saß während des Bankentribunals auf 
der Bank der Ankläger. Nicht zuletzt war und ist er aktiv in der Bildungsstreikbewegung.
Das Interview entstand im Rahmen unserer Radiosendung Rotdorn Radio. Sowohl die Fragen als auch die Ant-
worten sind stark gekürzt. Das vollständige Interview ist als .mp3-File auf unserer Homepage www.rotdorn.org zu 
hören.

Prof. Peter Grottian
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Der Anfang ist um den 19. Juli 2008 zu 
finden. An dem Tag feierte das südliche 
Nachbarland Nicaragua den 29. Jahres-
tag seiner Revolution, die die Nationale 
Sandinistische Befreiungsfront (FSLN) an 
die Macht gebracht hatte. An diesem Tag 
sprach der Präsident von Honduras, Ma-
nuel Zelaya, in Managua (der Hauptstadt 
Nicaraguas) aus Anlass der Feierlichkeiten 
und verkündete, dass das Volk von Hondu-

ras schon immer den revolutionären Kampf 
ihres Brüdervolkes verfolgt hätte. Damit 
reinterpretierte er teilweise die Geschich-
te, da in den 1980er Jahren US-finanzierte 
Kontrarevolutionäre vor allen Dingen in 
Honduras Unterschlupf fanden. Aber es 
bedeutete die Einleitung einer freund-
schaftlicheren Epoche zwischen den zwei 
Ländern. Ein schwerwiegender Grund für 
die Neuausrichtung war sicherlich auch das 
Angebot der linken Regierung Venezuelas, 
Öl unter sehr günstigen Konditionen an 
die zentralamerikanischen Republiken zu 
liefern.

Der Wandel Zelayas

Zelaya war jedoch Mitglied der rechten Li-
beralen Partei, und nicht alle mochten die 
Neuausrichtung der Außenpolitik. Als er 
von den Eliten des Landes im Stich gelas-

sen wurde, musste er sich neue Freunde su-
chen und diese fand er unter den wenigen 
linken Parlamentsmitgliedern sowie unter 
den Aktivisten der verschiedenen sozialen 
Bewegungen des Landes. Dies bedeutete, 
dass sein politischer Kurs mehr und mehr 
nach links driftete. So wurde im Laufe der 
nächsten Monate der Mindestlohn kräftig 
angehoben, die Waffenlager an der Grenze 
zu Nicaragua aufgelöst, Verordnungen zur 

Einhaltung von Ökostandards in Kraft ge-
setzt und die Ausweitung verschiedener so-
zialer Kampagnen und Gesetzgebungen aus 
Nicaragua nach Honduras geplant. 

Für den Tag des Putsches hatte Zelaya ei-
gentlich den ersten Teil eines Volksabstim-
mungsprozesses angekündigt um die Ver-
fassung des Landes zu verändern. Erklärtes 
Ziel dabei war es, eine Obergrenze an Land-
besitz festzulegen, um damit den Urbewoh-
nern und Kleinbauern landwirtschaftliche 
Areale zugänglich zu machen und Instituti-
onen direkter Demokratie politischen Ein-
fluss zu übertragen, um damit den Eliten 
des Landes dauerhaft ein Stück der Macht 
zu entziehen.

Der Putsch

Am 28. Juni 2009 kamen die Putschisten 
um drei Uhr morgens in die Residenz des 
honduranischen Präsidenten Zelaya. 200 
Soldaten umstellten den Palast. Nur eine 
halbe Stunde lang konnten die Leibwäch-
ter Widerstand leisten. Die Armee stürzte 
den demokratisch gewählten Präsidenten 
Zelaya und übernahm die Macht. 

Nachdem der Putsch Realität war, began-
nen erstmals in der Geschichte weite Teile 
der Bevölkerung sich zu organisieren und 
formten dabei die Nationale Volkswider-
standsfront (FNRP). Bis hin zu den Wahl-
en im November 2009, bei denen Zelaya 
in jedem Falle sein Amt hätte aufgeben 
müssen, kämpften diese für die Wieder-
einsetzung Zelayas. Seitdem setzen sie sich 
für Wahlen zu einer verfassungsgebenden 
Versammlung und für Neuwahlen für das 
Präsidentenamt ein. Den Präsidenten Por-
firio Lobo, der bei den Wahlen im Novem-
ber gewählt wurde, erkennen sie nicht als 
Präsidenten an, da die Wahlen nicht von 
den gewöhnlichen internationalen Organi-
sationen beobachtet wurden und es sowohl 
während wie auch vor den Wahlen zu mas-
siven Einschüchterungen von Seiten des 
Militärs kam.

Der Widerstand in Honduras
In Honduras kam es am 28. Juni 2009 zum Militärputsch. Die Bilder davon gingen binnen weniger Stunden um die 
Welt. Aber wie kam es eigentlich dazu? Honduras war bisher auf der Landkarte politisch Linker nicht so richtig prä-
sent.

Das Volk organisiert sich gegen die Putschisten



25

[Lateinamerika]

Europa

Aus Europa hatte sich vor allen Dingen die 
FDP-nahe Friedrich Naumann-Stiftung in 
den Tagen nach dem Militärschlag bemerk-
bar gemacht. Diese hatte in den Medien 
von Honduras verbreitet, dass der Putsch 
aus ihrer Sicht unausweichlich gewesen war. 
Obwohl ansonsten eine gesammelte Weltöf-
fentlichkeit sich offiziell gegen den Putsch 
aussprach und US-Außenministerin Hilla-
ry Clinton sich offiziell für eine friedliche 
Lösung einsetzte, wurde schnell klar, dass 
Europa und die USA entweder direkt beim 
Putsch mitgeholfen haben, oder ihn auf je-
den Fall stillschweigend akzeptieren werden. 
Die Regierung Lobo wird zum Beispiel am 
EU-Lateinamerikagipfel in Madrid im Mai 
diesen Jahres teilnehmen dürfen.

Der Widerstand

Den Widerstand aufzubauen ist nicht leicht. 
Das letzte Mal, dass etwas großes in Hondu-
ras passierte, war unter dem Bananenstreik 
von 1954. Damals waren die Behörden hart 
gegen die Streikenden vorgegangen, und 
zusätzlich wurde eine kirchliche Kampagne 
in Gang gesetzt, um das Land vom bösen 
Kommunismus zu reinigen. Als es in den 
frühen 1980ern wieder so aussah als wenn 
es zu einem sozialem Umsturz 
kommen könnte und die Mäch-
tigen des Landes die nicaragua-
nische Revolution noch frisch 
in Erinnerung hatten, brachten 
sie kurzerhand die allermeisten 
Aktivisten um. 

Deshalb sind die allermeisten 
Aktivisten heute relativ junge 
Leute, und der Widerstands-

kampf ein Lernprozess. Die ständigen aktu-
ellen Angriffe und gezielten Ermordungen 
von Seiten der Polizei und des Militärs 
machen dies auch nicht gerade einfacher.
Trotzdem haben es die Protestierenden ge-
schafft schon 10 Monate mit andauernden 
Streiks und Blockaden das Land in einen 
andauernden Krisenzustand zu versetzen.

Ich selbst habe einen Film über diese Ak-
tivisten gedreht, der sich seitdem in ganz 
Lateinamerika, den USA und Europa ver-

breitet hat. Mann kann ihn von der Seite 
http://www.johanneswilm.org/honduras 
gratis runterladen. Ich hoffe, dass dies den 
Aktivisten hilft, auf ihre Situation aufmerk-
sam zu machen und das Wissen über ihren 
Kampf zu verbreiten.

Johannes Wilm

Der dänische Autor wohnte die letzten 
zwei Jahre in Nicaragua. Dort entwickelte 
er zusammen mit Nikaraguanern aus der 
Open Source Bewegung ein nationales In-
formationssystem für das sandinistische 
Landwirtschaftsministerium. Das Infor-
mationssystem soll dem Land erlauben, die 
Produktion besser zu steuern und zugleich 
den Kleinbauern mehr Informationen über 
die Marktbedingungen zu geben. Er war 
1999 Gründungsmitglied der sozialistischen 
Jugendorganisation [`solid].

Anzeige
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Als am 04. November 2009 der Koaliti-
onsvertrag zwischen SPD und DIE LIN-
KE in Brandenburg besiegelt wurde, war 
die Kritik einer Minderheit in der LIN-
KEN ebenso deutlich wie die breite Zu-
stimmung einer Mehrheit der Parteibasis.

Der Abbau jeder vierten Stelle im Öffent-
lichen Dienst, die Beibehaltung versteckter 
Studiengebühren und des mehrgliedrigen 
Schulsystems, keine Rücknahme der 
Schönbohmschen Überwachungsgesetze, 
keine Demokratisierung in der Volksge-
setzgebung, kein Wahlalter 16, die Begrü-
ßung des Lissabon-Vertrages oder die Zu-
stimmung zu weiteren Tagebauen und der 
Endlagerung von CO2 – eine linke Hand-
schrift schien den KritikerInnen kaum er-
kennbar. Besänftigen sollte der Hinweis 
der RegierungsbefürworterInnen, dass 
man zumindest mehr schaffen könne, als 
der Koalitionsvertrag vorsah.

Sechs Monate nach der Regierungsbil-
dung fällt die Bilanz dabei nicht besser 
aus, als KritikerInnen erwartet hatten. 
Der Stellenabbau im Öffentlichen Dienst 
wird rigide in die Tat umgesetzt: Noch 
binnen dieser Legislaturperiode wird fast 
jede zehnte Stelle im Landesdienst abge-
baut. Der DGB spricht treffend von „Stel-
lenkahlschlag“ und kündigt schon jetzt 
zusammen mit den Einzelgewerkschaften 
Widerstand an. Die versprochenen 8000 
Stellen in einem öffentlich geförderten 
Beschäftigungssektor (ÖBS), in denen vor 

allem Langzeitarbeitslose beschäftigt wer-
den sollen, lassen auf sich warten. Erst zum 
Ende der Regierungsperiode 2014 sollen 
alle 8000 Stellen geschaffen werden – vo-
rausgesetzt die von Unionsparteien und 
FDP geführte Bundesregierung führt die 
Förderung solcher Stellen fort, was aber all-
gemein bezweifelt wird. Der ÖBS scheint 
damit jetzt schon eine Totgeburt zu sein.

Aber es gibt auch positives zu vermelden. 
Während die Regierungsparteien, insbe-
sondere die SPD, noch im Koalitionsver-
trag Reformen für soziale und demokra-
tische Hochschulen ablehnten, erkämpften 
im Winter 2009 Studierende an den Bran-
denburger Hochschulen eine Novelle des 
Brandenburgischen Hochschulgesetzes. 
Wochen- und Monatelang hatten Studie-
rende insbesondere Hörsäle an der Uni-
versität Potsdam und FH Potsdam besetzt. 
Der freie Master für alle BA-Absolven-
tInnen, Rücknahme von rigiden Exmatri-
kulationsregeln und Demokratisierung der 
Hochschulen waren die Kernforderungen 
aus dem Bildungsstreik. Doch nun ver-
sucht die Wissenschaftsministerin ein neues 
Hochschulgesetz im Eilverfahren durch den 
Landtag zu bringen – auf der Strecke bleibt 
eine breite Beteiligung der betroffenen Stu-
dierenden und WissenschaftlerInnen. We-
sentliche Verbesserungen wird es hier ohne 
weiteren Druck an den Hochschulen kaum 
geben.

Während die Beschäftigten des Landes, 

Studierende, SchülerInnen oder Arbeitslo-
se bisher nicht viel von der rot-roten Lan-
desregierung zu erwarten hatten, zeigt der 
Wirtschaftsminister Ralf Christoffers (DIE 
LINKE), wo die Prioritäten der Landesre-
gierung liegen: Nur wenige Wochen nach 
seiner Ernennung zum Minister kündigte 
er die Einrichtung eines Referates „Strate-
gische Kommunikation“ im Wirtschaftsmi-
nisterium an. Angesichts massiver Proteste 
gegen weitere Tagebaue und die unterir-
dische Endlagerung von CO2 soll die neue 
Lobby- und Propagandaabteilung für den 
Energiemulti Vattenfall werben. Der Weg 
hin zu einem wirklichen Politikwechsel ist 
länger geworden.

Norbert Müller

Der Autor kandi-
dierte nominiert 
durch die Linksju-
gend [’solid] auf der 
Liste der LINKEn 
Brandenburg für den 
Landtag und ist Lan-
dessprecher des Ver-
bandes

Politikwechsel: Auf unbekannte Zeit verschoben

6 Monate Rot-Rot in Brandenburg

Filmtipp: Birdwatchers

»Birdwatchers - Das Land der roten Menschen« ist ein Film, der von dem Leben der Ur-
einwohner Brasiliens handelt. Die weißen Grundbesitzer im brasilianischen Mato Grosso 
do Sul verdienen sowohl am Anbau genveränderter  Pflanzen als auch am »Birdwatching« 
der Touristen. 
Die dafür engagierten Guarani-Kaiowa-Indianer fristen ein perspektivloses Leben, das ihre 
Jugend in den Selbstmord treibt. Als ihr Häuptling das Volk aus dem Reservat in das Land 
der Vorväter zurückführt, beginnt eine dramatische Handlung, die von den indianischen 
Darstellern hervorragend authentisch gestaltet wird. 
Beeindruckende Bilder!

Stefan Lippianowski

[Brandenburg]
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Berlin sei arm, aber sexy. Mit diesem „sinn-
vollen“ Ausspruch ist der Regierende Bür-
germeister Berlins, Klaus Wowereit, be-
kannt geworden. Zumindest ersteres trifft 
auf jeden fünften Berliner zu. Nach einer 
Studie der Bertelsmann-Stiftung sind 20% 
aller Berliner auf staatliche Unterstützung 
angewiesen, um ihre Existenz zu sichern. 
Im Vergleich dazu sind es z.B. in Bayern 
und Baden-Württemberg gerade einmal 
5%.

Die Studie ergab weiterhin, dass das Ri-
siko, in Armut zu leben, deutschlandweit 
in Berlin am größten ist. Ein Viertel der 
Berliner, also etwa 835.000 der 3,4 Milli-
onen Einwohner Berlins, leben in Gebie-
ten, die laut der Studie zu den Ballungs-
räumen von Arbeitslosigkeit und Armut 
gehören. Von diesem Viertel haben etwa 
40% einen Migrationshintergrund. Fünf 
Stadtgebiete seien von Armut besonders 
betroffen: Wedding/ Moabit, Kreuzberg-
Nordost, Neukölln-Nord, Nord-Marzahn/ 
Nord-Hellersdorf und Spandau-Mitte. Di-
ese Problemkieze hätten den „niedrigsten 
Entwicklungsindex“. Das bedeute v.a. zu-

nehmende Kinderarmut, eine hohe Ju-
gendarbeitslosigkeit und eine hohe Zahl 
von sogenannten „Aufstockern“, also Men-
schen, die trotz Arbeit von ihrem Lohn 
nicht leben können und auf zusätzliche 
Sozialleistungen angewiesen sind.

Ein weiteres Problem ist die steigende Al-
tersarmut. Das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW) berichtete, schon 
heute habe mehr als jeder vierte Deutsche 
gar kein Vermögen oder sei verschuldet. 
Gewarnt wird davor, dass mehr Menschen 
wegen Arbeitslosigkeit und reduzierter 
Sozialleistungen im Alter verarmen. »Zu-
sätzliche private Altersvorsorge wird nach 
den Reformen bei der Alterssicherung im-
mer wichtiger«, sagte DIW-Experte Mar-

kus Grabka. Dafür hätten Geringverdiener 
aber meist kein Geld übrig. Auch Langzeit-
arbeitslose könnten so gut wie kein Ver-
mögen für das Alter aufbauen. »Dies gilt 
besonders für Ostdeutschland, denn hier 
haben wir ohnehin eine geringere Vermö-
gensbildung als im Westen und deutlich 
mehr Langzeitarbeitslose.«

sk

Arm, aber sexy
Deutschlandweit ist das Armutsrisiko in Berlin am größten

[Berlin]
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Wenn drei politische Parteien Verhand-
lungen über einen strittigen Punkt füh-
ren, kommt häufig genug ein untauglicher 
Kompromiss dabei heraus. In der Frage der 
Wehrpflicht stand die Aussetzungspositi-
on der FDP der Pro-Wehrpflicht-Position 
der Union entgegen. Heraus gekommen ist 
die Verkürzung der Dienstzeit von neun 
auf sechs Monate, die bis zum Januar 2011 
umgesetzt werden soll. Vertreter der Koa-
litionsparteien deuten diesen Kompromiss 
in der jeweils eigenen Lesart als Erfolg. Die 
FDP trommelt, mit der Verkürzung sei das 
Ende der Wehrpflicht eingeleitet, während 
die Union darin eine Chance sieht, sie zu 
retten. 

Die öffentliche Debatte dreht sich mitnich-
ten um Sinn und Zweck der Wehrpflicht, 
auch nicht darum, ob ein sechsmonatiger 
Wehrdienst nicht der Offenbarungseid ist, 
grundgesetzwidrig die Kriegsdienstpflicht 
aufrechtzuerhalten, allein um des Dienen 
willens und nicht zum Zweck der „Landes-
verteidigung“. Das Augenmerk liegt viel-
mehr auf den Auswirkungen eines sechsmo-

natigen Zivildienstes auf den Sozialbereich. 
Es vergeht kaum ein Tag, an dem nicht 
ein Zivi-Profiteur darüber klagt, er könne 
mit sechs Monaten Dienst nichts anfangen. 
Von „Ausstiegsdrohungen“ war allerorten 
zu hören und zu lesen. Eine Drohkulisse, 
die nicht vergeblich aufgebaut wurde. Mitt-
lerweile liegt ein Gesetzentwurf des CSU-
geführten Kriegsministeriums, sekundiert 
vom CDU-geführten Familienministerium, 
vor, wonach Dienststellen einen längeren 
Zivildienst anbieten können. Kommt die 
Union damit durch, werden zukünftig die 
„guten“ und „attraktiven“ Plätze von vorn-
herein auf 10-12 Monate ausgelegt. Will 
der Dienstpflichtige „lediglich“ die gesetz-
lich festgelegte Dauer von sechs Monaten 
leisten, muss er mit einem „heimatfernen“ 
Dienst rechnen. 

Funktionswandel der Wehrpflicht

Wer heute davon spricht, dass die Verkür-
zung der Wehrpflicht ein Einstieg in den 
Ausstieg sei oder dass sechs Monate Wehr-
dienst keinen „Sinn machen“, der hat ent-

scheidende Mili-
tärreformen der 
vergangenen Jahre 
nicht zur Kennt-
nis genommen.
 
Die Bundeswehr, 
wie sie heute or-
ganisiert und 
strukturiert ist, 
hat SPD-Vertei-
digungsminister 
Struck zwischen 
2002 und 2005 
auf den Weg ge-
bracht. Mit den 
Verteidigungspo-
litischen Richt-
linien vom Mai 
2003 wurde der 
Auftrag der Bun-
deswehr faktisch 
um die Landes-
verteidigung ver-
schlankt. Es heißt 
darin, dass die 
Strukturen für die 
„Landesverteidi-
gung gegen einen 
konventionellen 
Angriff (...) nicht 
länger benötigt“ 
und deshalb abge-
baut werden. Die 

Wehrpflicht bleibe weiterhin „unabding-
bar“, aber nicht mehr für die „Landesvertei-
digung“, sondern für den „Schutz Deutsch-
lands und seiner Bürgerinnen und Bürger 
einschließlich der Befähigung zur Rekon-
stitution (gemeint ist die Wiederherstellung 
der Landesverteidigung, d.Verf.) sowie die 
eventuelle Unterstützung bei Naturkata-
strophen und Unglücksfällen.“ Auf dieser 
Grundlage wies Struck an, die Bundeswehr 
„weiterzuentwickeln“ und den Grundwehr-
dienst bei neunmonatiger Dauer an den Er-
fordernissen einer Interventionsarmee aus-
zurichten. Alle Rekruten, ob neunmonatig 
Grundwehrdienstleistender oder achtjährig 
Freiwilliger, durchlaufen seither die gleiche 
dreimonatige Grundausbildung. Die Folge 
der Neuausrichtung wird von vielen Dienst-
leistenden als „Gammeldienst“ beschrieben, 
da sie ohne eigentliche „militärische Auf-
gabe“ ab dem vierten Monat in den Kaser-
nen hocken. Ein demotivierender Dienst ist 
aber wenig geeignet, Nachwuchs zu rekru-
tieren und auch der grundsätzlichen Bereit-
schaft zum Dienen abträglich. 

Bundeswehr profitiert vom kürze-
ren Wehrdienst

Vor diesem Hintergrund erweist sich der 
Wehrpflichtkompromiss für die Bundes-
wehr als Chance, die Wehrpflicht an die 
weltweit einsetzbare Interventionsarmee an-
zupassen. Die Dienstverkürzung ist für die 
Bundeswehr militärisch ohne jede Relevanz. 
Grundwehrdienstleistende haben in der 
jüngsten Vergangenheit wie auch zukünftig 
keine unmittelbare militärische Funktion. 
Ein kürzerer Dienst ist für Dienstleistende 
aber einfacher, „erlebnisorientierter“ und 
vermeintlich „sinnstiftender“. Und da die 
Verkürzung mit einer Stellenreduzierung 
gekoppelt wird, gewinnt die Bundeswehr 
sogar dreifach. Der Zugriff auf den Nach-
wuchs aus der Truppe heraus bleibt unver-
ändert gewährleistet, während gleichzeitig 
der Aufwand, Wehrpflichtige „zu beschäf-
tigen“, verringert werden kann. Und für die 
Betroffenen sinkt mit jeder Verkürzung des 
Dienstes der Leidensdruck, um Protest und 
Widerstand gegen die Wehrpflicht zu orga-
nisieren.

Mehr „Wehrgerechtigkeit“?

Von Fachpolitikern der FDP bis zu Gutten-
berg und Merkel wird die Verkürzung mit 

„mehr Wehrgerechtigkeit“ verbunden. Ge-
meint ist, dass die Schere zwischen Dienst-
leistenden und „Vergessenen“ kleiner wird. 

Anzeige

[Antimilitarismus]

Sechsmonatiger Kriegsdienst – 
Kompromiss zu Gunsten der Bundeswehr
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Ab 2011 sollen für sechs Monate Dienst-
leistende 25.000 Stellen in der Bundes-
wehr zur Verfügung stehen. Rechnerisch 
ergeben sich daraus 50.000 Einberufungen 
pro Jahr. Gegenüber dem bislang vorgese-
henen Stellenplan für 2011, der 30.000 
Stellen bei neun Monaten vorsah, ein Plus 
von rechnerisch 6.250 Einberufungen. An-
gesichts von Jahrgangsstärken von durch-
schnittlich 380.000 jungen Männern, die 
in den kommenden Jahren in die Wehr-
pflicht hineinwachsen, ist dieser Beitrag 
zur „Wehrgerechtigkeit“ verschwindend 
gering. 

Wenig beachtet wird hingegen, dass mit 
der Ankündigung von „mehr Wehrgerech-

tigkeit“ das Wehrpflichtanhängsel in der 
Freiwilligenarmee nochmals reduziert wird. 
Bei einem Umfang von 250.000 aktiven 
Soldatinnen und Soldaten in der Bundes-
wehr werden statt auf 30.000 zukünftig 
auf 25.000 Stellen Grundis dienen. 

Das zentrale Instrument zur Militarisie-
rung einer Gesellschaft ist und bleibt die 
Wehrpflicht. Ohne Wehrpflicht fehlt der 
Transmissionsriemen zwischen Truppe 
und Zivilwelt. Nicht, weil befürchtet wird, 
die Truppe entwickle ein demokratief-
eindliches Eigenleben (da helfen auch Re-
kruten nicht), sondern weil das Militär die 
gesellschaftliche Akzeptanz und Normali-
tät verlöre. So werden jedes Jahr 400.000 

Haushalte mit der Bundeswehr konfron-
tiert, weil der Sohn, der Bruder, der Enkel, 
der Freund wehrrechtlich erfasst und zur 
Musterung geladen wird. Die hartnäckige 
Verteidigung der Kriegsdienstpflicht findet 
hierin ihren eigentlichen Grund.

Ralf Siemens

Der Autor ist Diplom-Politologe und Mit-
arbeiter der Arbeitsstelle Frieden und Ab-
rüstung (asfrab)

[Antimilitarismus]

82 Prozent der Bürgerinnen und Bürger 
haben kein oder nur wenig Vertrauen in 
die Parteien (ARD Deutschlandtrend Juni 
08). Die großen Parteien schrumpfen ra-
sant. Hatte beispielsweise die SPD 1976 
noch mehr als eine Million Mitglieder, ist 
es heute kaum die Hälfte. Das auf Volks-
parteien aufbauende Demokratie-Modell 
des Grundgesetzes steht so zur Dispositi-
on. Die gesellschaftliche Willensbildung, 
die lange durch die Diskussionen in den 
Parteien bestimmt wurde, ist längst von 
den Medieninszenierungen übernommen 
worden. Dass die Parteibasis jedoch immer 
mehr im Meinungsbildungsprozess fehlt 
und deshalb die Legitimation von Politik 
schwindet, scheint die Spitzenfunktionäre 

und Regierenden nicht zu stören, z.B. wie 
die SPD-Spitze unter Müntefering. „Die 
Machtmechanik der führenden Politiker 
funktioniert auch ohne die Legitimation 
einer breiten Basis. Wahrscheinlich lässt 
sich ohne Rückkoppelung mit einer zu-
nehmend verstörten, unberechenbaren 
Parteibasis und ohne deren Impulse sogar 
bequemer regieren...“, so Thomas Leif in 
seinem Buch. Das Primat der Politik wird 
immer mehr ausgehöhlt und das Mitregie-
ren von Verwaltung und Wirtschaft wird 
zur Normalität. Die gegenwärtige parla-
mentarische Demokratie erlaubt erstaun-
licherweise Gesetzentwürfe und Ausga-
benvorschläge durch Firmenvertreter oder 
Wirtschaftsverbände. Der Souverän, das 
Volk, antwortet mit Parteiaustritten, Wahl-
boykott, Politikverdrossenheit und Entpo-
litisierung auf die Krise der sog. repräsen-
tativen Demokratie. Thomas Leif spricht 
sogar von Demokratie-Entfremdung und 
Demokratie-Distanz.

Der Protest, das Aufbegehren der Jüngeren 
blieb und bleibt aus. Was bislang für ty-
pisch im Verhalten jeder Generation bei 
ihrem Schritt vom Kind zum Erwachse-
nen galt, die Abwehr und Ablehnung der 
Erwachsenenwelt, fiel bei der Generation 
zwischen 25 und 40 anscheinend völlig aus. 
Hat diese Generation abseits von medialen, 
allzu griffigen Sprachgirlanden neue poli-
tische Vorstellungen und Visionen in den 
gesellschaftlichen Diskurs eingebracht?

In Interviews mit jungen Berufspolitikern, 
Fachleuten und Journalisten, durch die 
Auswertung von wissenschaftlichen Stu-

dien und Analysen, geht der Autor den 
Problemen der Rekrutierung des poli-
tischen Nachwuchses und seines Politik-
verständnisses nach. Der Autor stellt u.a. 
die Familienministerin Kristina Schröder 
(CDU), als Beispiel für ein neoliberales 
Mainstream-Produkt, Ministerpräsident 
Christian Wulff (CDU), als erfolgreichen 
Schleusenwärter der Macht, die General-
sekretärin der SPD, Andrea Nahles, ein 
Beispiel wie man trotz des „Etiketts links“ 
nach oben kommt, auf den Prüfstand. 
Auch die Jugendorganisationen der Par-
teien, eingeklemmt zwischen die Alterna-
tiven Rebellion oder Koffertragen, Ich-AG 
oder Ochsentour, untersucht das Buch. 

Wie weit geht die Anpassung an den Main-
stream der jüngeren Parlamentarier? Ha-
ben sie außer ihrer Jugend etwas Eigen-
ständiges einzubringen? Unterliegen die 
Parteien bei der Auswahl ihrer Nachwuchs-
politiker dem Diktat des gesellschaftlich 
verordneten Jugendlichkeitskults und der 
Angst vor selbständig denkenden, kantigen 
Charakteren? Droht Deutschland, wie der 
Autor Thomas Leif behauptet, der poli-
tische Stillstand angesichts solchen parla-
mentarischen Nachwuchses?

Interessant ist das umfangreiche und sehr 
gut gegliederte Werk, auch wenn man 
nicht jedes Urteil und jeder Konsequenz 
des Autors folgen mag.

Klaus Körner

Buchtipp

Der politische Nachwuchs auf dem Prüfstand
Zum Buch von Thomas Leif „Angepasst und ausgebrannt. Die Parteien in der Nachwuchsfalle“, München 2009
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Karrieretrucks, Beratungen in Arbeitsagen-
turen, Messestände, Jugendoffiziere, Wer-
beanzeigen, Militär-Unis, Musikkorps, 
BigBand, Sport-Events, Gelöbnisse,… Die 
Liste der Werbemaßnahmen der Bundes-
wehr ist lang. Mehrere Millionen Euro lässt 
sich das deutsche Militär seinen Werbefeld-
zug jährlich kosten. Unter einem vermeint-
lich wohltätigen Deckmantel wird nicht 
nur versucht, den „fehlenden“ Nachwuchs 
zu rekrutieren, sondern auch das Image auf-
zupolieren um die Gesellschaft für die Ar-
mee und ihre Kriege zu gewinnen.

Dabei kennt die Bundeswehr keine Skru-

Kurzmeldung

Arbeitslose für den Krieg
Die Bundeswehr sucht seit einiger Zeit in Zusammenarbeit mit vielen Jobcentern Jugendliche zwischen 17 
und 25 Jahren. Auf der Bundeswehr-Homepage wird mit folgenden Worten geworben: „Viele Jugendliche 
haben sich arbeitslos gemeldet, die über ein Potenzial verfügen, das für uns interessant ist“. Wie so oft sol-
len die finanziell Schwachen und Arbeitslosen für die Reichen und Privilegierten in den Krieg ziehen, ihr 
Leben riskieren.
Dazu passt, dass die Hälfte der 5.836 in Afghanistan stationierten Bundeswehrsoldaten aus Gebieten der 
ehemaligen DDR stammen, während der Anteil an der bundesdeutschen Bevölkerung nur 20 Prozent be-
trägt. 

pel: Jugendliche werden mit Technik oder 
Sportangeboten geködert, Werbung nicht 
als solche kenntlich gemacht, Kritik völ-
lig ausgeblendet und selbst Kinder werden 
schon für den Dienst an der Waffe gewor-
ben.

„kehrt marsch“ ist eine Mitmachkampagne 
gegen den Werbefeldzug der Bundeswehr. 
Sie setzt da an, wo es die Bundeswehr am 
meisten schmerzt – an der „Heimatfront“. 
Mit kreativem Protest möchte „kehrt 
marsch“ über die Werbestrategien der Bun-
deswehr aufklären und ein Zeichen gegen 
Kriegslogik und Militarisierung setzen.

Die Website www.kehrt-marsch.de infor-
miert über bevorstehende Werbeaktionen 
der Bundeswehr, gibt Tipps, wie ihnen er-
folgreich entgegengetreten werden kann, 
und bietet Aktions- und Informationsma-
terialien an, die heruntergeladen und bald 
auch bestellt werden können

Wer die Öffentlichkeit sucht, muss sie auch er-
tragen!

Die Kampagne wird momentan von einer 
kleinen Gruppe antimilitaristischer Akti-
vistInnen aus verschiedenen Städten koor-
diniert. Das Organisationsteam ist grund-
sätzlich offen für Neulinge, die an der 
Koordinierung und Weiterentwicklung der 
Kampagne mitwirken wollen. Bei Interesse 
kontaktiert uns einfach.
		
Das Orgateam

Freiheit?
»Das, was man bei uns hier Freiheit nennt, das hat man nur nach Feierabend. Das 
hat man, wenn man pennt. Das, was man bei uns hier Freiheit nennt, das ist doch 
ziemlich schizophren. Diese Freiheit die macht Dich verrückt, die gibts in Scheiben, 
aber niemals am Stück. Das halbe Leben machst Du Lohnarbeit, die andere Hälfte 
bist Du Mensch auf Zeit. Die eine Hälfte wirst Du als Abtreter benützt, die andere 
Hälfte wird Deine Würde geschützt. Die eine Hälfte sollst Du Deine Knochen hinhal-
ten, die andere Hälfte Deine Persönlichkeiten falten. Die eine Hälfte bist Du Untertan 
und in der Freizeit darfst Du König spielen«

- Floh de Cologne in ihrem Lied »Deine Freiheit« aus dem Album Lucky Streik vom 
Jahre 1973

Über die Initiative »kehrt marsch«
[Antimilitarismus]
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IMI-Fact-Sheet:
Bundeswehr und Schulen

Die Bundeswehr hat sich in den letzten Jahren grundlegend verändert. Inzwischen ist es Alltag, dass deutsche Soldaten in Afghanistan, im 
Kosovo, Kongo, im Golf von Aden und anderswo agieren. Vor 20 Jahren konnte sich das kaum jemand vorstellen. Immer mehr Menschen in 
Deutschland lehnen diese Politik ab und immer weniger sind bereit, Soldat zu werden und für so genannte „deutsche Interessen“ in den Krieg 
zu ziehen.

Die Bundesregierung und die Bundeswehr setzen vor allem bei jungen Menschen an. Sie sollen davon überzeugt werden, dass Soldaten in 
den Krieg geschickt werden müssen und dazu bewogen werden, sich als Soldat zu verpflichten und in den Krieg zu ziehen. Daher kommen 
Jugendoffiziere und Wehrdienstberater in Schulen und Universitäten, veranstaltet die Bundeswehr Events für Jugendliche, wirbt im Internet, 
in Zeitungen, im Kino und im Fernsehen für den Soldatenberuf, Wehrdienstberater versuchen in Arbeitsagenturen arbeitslose Jugendliche zu 
rekrutieren und vieles mehr. 

Die Schule ist sicherlich einer der besten Orte für die Bundeswehr, auf Jugendliche einzuwirken. Wenn der Jugendoffizier oder der Wehr-
dienstberater in den Unterricht kommt, ist die Teilnahme normalerweise Pflicht. Hinzu kommt, dass Offiziere in der Schule für eine Zeit die 
Rolle des Lehrers einnehmen und zusätzlich zu ihrer Uniform auch durch diese Position Autorität bekommen. In der Schule ist es für Jugendli-
che am Schwersten, sich dem Einfluss der Jugendoffiziere und Wehrdienstberater zu entziehen. Sie ist aber auch der Ort, an dem sich der meiste 
Protest gegen die Aktionen der Bundeswehr regt, nicht nur von Seiten der Schüler, sondern auch von Lehrern und Eltern. 

Auch wenn der Einfluss der Bundeswehr in den Schulen schon heute sehr groß ist, will das Bundesverteiligungsministerium, dass die Bun-
deswehr mit allen Bildungsministerien Kooperationsabkommen schließt, um ihr hierrüber den Zugang zu den Schulen zu erleichtern. In vier 
Bundesländern bestehen bereits heute solche Kooperationsabkommen.

© IMI Mai 2010

Kosten für 
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Ablehnung des 
Afghanistan-Einsatzes

In den letzten Jahren steigen die Kosten 
für die Nachwuchswerbung massiv. Der 
Posten „Nachwuchswerbung“ in den 
Haushaltsplänen des Bundes erfasst je-
doch lange nicht alle Mittel, die für die 
Anwerbung von Jugendlichen ausgegeben 
werden. Die Gehälter für Jugendoffiziere, 
ihre Reisekosten etc. sind in diesem Pos-
ten beispielsweise nicht enthalten. 

Die aufgeführen Umfragen stammen von 
unterschiedlichen Meinungsforschungs-
instituten. Dies bedeutet, dass die Fragen 
unterschiedliche sind. Dennoch zeigen sie, 
dass die Ablehnung zunimmt und seit eini-
gen Jahren die Mehrheit der Deutschen den 
Einsatz ablehnt. 

Warum wird 
jemand Soldat?

Manche Menschen wählen diesen „Be-
ruf“ mit der Überzeugung, dass dies der 
richtige Job für sie ist. Allerdings wurden 
und werden viele Menschen nur deshalb 
Soldat, weil sie für sich nur schlechte oder 
überhaupt keine Chancen auf dem zivilen 
Arbeits- und Ausbildungsmarkt sehen. Dies 
ergeben Studien, die das Sozialwissenschaft-
liche Institut der Bundeswehr erstellt. 

Es ist nicht nur die Angst keine Arbeit 
zu finden, es ist auch der Druck, der durch 
Hartz IV entsteht. Jungen Menschen unter 
25 Jahren, die Hartz IV beziehen, wird viel 
schneller die Hilfe gekürzt. Auch wenn bis-
her niemand dazu gezwungen werden kann, 
Soldat zu werden, zwingt die Angst vor Ar-
mut die Jugendlichen dann doch. Es gibt 
zudem eine enge Kooperation zwischen Ar-
beitsagenturen und der Bundeswehr. Wehr-
dienstberater werben regelmäßig in Büros 
der ARGEn arbeitslose Jugendliche an. 

Ganz ähnlich ist es bei denjenigen 
Menschen, die studieren wollen. Seit ein 
paar Jahren muss man in den meisten Uni-
versitäten Studiengebühren bezahlen, die 
sich nicht jeder leisten kann. An Bundes-
wehruniversitäten ist das Studium hingegen 
scheinbar umsonst, tatsächlich jedoch muss 
man sich für viele Jahre als Soldat verpflich-
ten. Dennoch nutzt die Bundeswehr die 
Studiengebühren an zivilen Unis, um für 
sich zu werben: „Studieren ohne Gebühren, 
Studieren mit Gehalt – Studium bei der 
Bundeswehr“. Sozial- und Bildungsabbau 
sorgen somit dafür, dass junge Menschen in 
den Soldatenberuf gedrängt werden. 

[Antimilitarismus]
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Filmtipp: „Die Wolke“
Nach dem Scheitern der Klimakonferenz in Kopenhagen hat es die Atomlobby sehr gut 
verstanden, sich und ihre AKWs in Szene zu setzen. So wird uns die Atomenergie als eine 
umweltfreundliche Alternative präsentiert, die den Klimawandel entscheidend positiv be-
einflussen könnte. Abgesehen davon, dass das nicht stimmt (siehe Kurzmeldung), scheint 
sich die deutsche Bevölkerung nicht über die Folgen eines Super-GAUs im klaren zu 
sein! Diese werden jedoch eindrucksvoll in dem Film „Die Wolke“ vom Regisseur Gregor 
Schnitzler dargestellt.

Als die Abiturienten Hannah und Elmar sich das erste Mal in der Schule näher kommen, 
ertönt der ABC-Alarm. Die durch den Störfall im Kernkraftwerk Grafenrheinfeld freige-
setzte radioaktive Wolke löst Panik und Chaos aus und führt zur Trennung des frischver-
liebten Paares. Erst nach der Katastrophe findet Elmar Hannah in einem Auffanglager für 
junge Menschen wieder, die in den Regen der radioaktiven Wolke gekommen sind. Ge-
zeichnet durch die radioaktive Strahlung müssen die beiden versuchen, ein Leben in einem 
Deutschland zu führen, dass nun die Folgen seiner riskanten Umweltpolitik zu spüren be-
kommt. Primär geht es wirklich um die Auswirkungen, die solch ein Super-GAU auf ganz 
Deutschland und direkt betroffene Personen hätte, nicht die Liebesbeziehung der beiden 
oder deren Entwicklung steht im Vordergrund! 
Schockierend ehrlich wird gezeigt, wie der Katastrophenschutz in Deutschland versagt, wie 
Hannah nicht nur den Verlust ihrer Haare verkraften muss und wie wenig Deutschland 
auf so eine Katastrophe vorbereitet wäre!  Der Film basiert auf dem Buch „Die Wolke“ von 
Gudrun Pausewang und ermahnt uns Menschen, intensiver auf die Abstellung und Still-
legung der AKWs in Deutschland zu drängen!

MK

Die Stilllegung noch betriebener Atom-
kraftwerke scheint wieder einmal in weite 
Ferne gerückt. Die Bundesregierung legt 
sich auf kein endgültiges Abschaltungs-
datum fest und will uns die Atomener-
gie weiterhin als nachhaltig und umwelt-
freundlich verkaufen. Dabei deckt das 
Uran nur 2,8 % der Energiereserven ab 
und würde somit noch vor den Öl- und 
Erdgasreserven zur Neige gehen. Hin-
zu kommt die Atommüllproblematik.                                                                                                
Momentan sind weltweit 435 Atomkraft-

werke in Betrieb, 29 weitere befinden sich 
im Bau und 64 weitere sind in Planung. 
Die USA liegen dabei mit 103 betriebenen 
Atomkraftwerken klar auf Platz eins. Euro-
paweit führt Frankreich mit 59 AKWs, ge-
folgt von Russland (31 AKWs), Großbri-
tannien (19 AKWs) und Deutschland mit 
17 Atomkraftwerken. Hinzu kommen na-
türlich in allen Ländern auch noch die For-
schungsreaktoren und Anlagen zur Kern-
brennstoffver- und entsorgung.                                                                                          

Die 17 Atomkraftwerke in Deutschland 
produzieren jährlich rund 400 Tonnen 
hochradioaktiven Atommüll, das heißt ca. 
1377kg pro Tag. Weltweit beträgt dieser 
Wert wahrscheinlich das 15-fache.                                                                                                   

MK

Kurzmeldung

Atomkraftwerke - 
die ständige Gefahr eines Super-GAUs

Kurzmeldung

Über Managergehälter
In diversen Talkshows und Interviews rechtfertigen Manager ihre exorbitanten 
Gehälter und Bonuszahlungen häufig damit, dass sie international wettbe-
werbsfähig sein müssten. Es finde sonst ein sog. »Brain drain« statt, d.h. sie 
würden von anderen großen Unternehmen abgeworben werden. Die gewerk-
schaftsnahe Hans-Boeckler-Stiftung hat diese Behauptung nun als Mythos 
widerlegt. In den Vorstandsetagen der weltweiten Top-Unternehmen sitzen 
fast nur Menschen aus demselben Sprach- und Kulturraum. Im Jahre 2005 
gab es in Deutschland bei den 100 Top-Unternehmen nur neun ausländische 
Vorstandsvorsitzende. Einen globalisierten Arbeitsmarkt für Manager gibt es 
nicht.

[Anti-Atomkraft]
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[Glosse]

Wie schön! Endlich wieder Fußball-WM! 
Natürlich, wer hat sie denn nicht vermisst, 
diese grölenden Halbstarken, die laut sin-
gend durch die Straßen ziehen, auf der Fan-
meile ihre Fahnen schwingen (sowohl die 
Schwarz-Rot-Goldenen als auch die vom 
Bier) und mit größter Präzision die S-Bahn-
sitze vollbrechen, denn sie wollten ja „wip-
pen, wippen, wippen!“.

Bedauerlicherweise werden sich diese Sing- 
und S-Bahnbrechgemeinschaften 2010 auf 
wenige Fanmeilen in Berlin begrenzen, da 
die Fußball-WM das erste Mal in ihrer 80-
jährigen Geschichte auf dem afrikanischen 
Kontinent stattfinden wird. Für einen Mo-
nat blickt die ganze Welt auf Südafrika und 
wird dort nicht nur Fußballspiele der Ex-
traklasse zu sehen bekommen, sondern darf 
auch zusehen, wie das Land in einer ein-
zigen großen, bunten Party versinkt.

Die Medien werden diese Party natürlich 
in aller Ausführlichkeit dokumentieren, da-
mit wir dann auch ja wissen, welche Fans, 
aus welchem Land die schönsten Fangesän-
ge mit den schönsten Reimen hatten, wel-
che Nation am meisten Bier konsumiert 
hat und nicht zu vergessen, welche Nation 
die schönsten Frauen mit nach Südafrika 
brachte!

Das sind doch schließlich Themen, die die 
Welt bei so einem Großereignis interessiert! 
Wer will schon daran erinnert werden, dass 
Südafrika eines der Länder mit der höch-
sten Kriminalitätsrate ist, wo Mord (von 
1994 bis 2006 wurden ca.420.000 Men-
schen getötet), Totschlag, Vergewaltigung 
(statistisch gesehen muss jede zweite süd-
afrikanische Frau damit rechnen, vergewal-
tigt zu werden) und Körperverletzung zur 
Tagesordnung gehören? Geschweige denn, 

dass man Berichte über 
Opfer solcher Gewaltta-
ten sehen will oder sich 
Gedanken darüber macht, 
wie viele Sicherheitskom-
mandos und Personen-/
Begleitschützer gebraucht 
werden, um die einzelnen 
Nationalmannschaften, 
Betreuer, Funktionäre, etc. 
sicher von einem Ort zum 
anderen zu bringen!

Die Bewegungsfreiheit der 
Spieler läuft quasi gegen 
Null und auch Sightseeing 
Touren sollten besser nur mit einem kugel-
sicheren Mannschaftsbus unternommen 
werden! Wen interessiert es denn, dass in 
Südafrika die Schere zwischen Armen und 
Reichen immer weiter auseinandergeht und 
durch die Fußball-WM soziale Ungleich-
heiten weiter verstärkt werden? Bilder von 
hungernden Kindern sieht man schließlich 
in der Weihnachtszeit genug!

Da passen Fakten wie die Schaffung von 
129 000 Arbeitsplätzen durch die WM 
doch viel besser ins Weiße-Weste-Image. 
Inwieweit diese jedoch nach der WM erhal-
ten bleiben oder doch eher die Arbeitslosen-
quote erneut auf 30 Prozent hochschrauben, 
bleibt abzuwarten. Auch bezüglich der cir-
ca 21 Milliarden Rand (rund 1,9 Milliar-
den Euro), die die Fußballweltmeisterschaft 
zum Bruttoinlandsprodukt von Südafrika 
beitragen wird, kann man nur hoffen, dass 
die südafrikanische Regierung das Geld 
auch wirklich zur Bekämpfung der Armut 
und des Hungers nutzt.

Ja und dann ist da nur noch eine Kleinig-
keit, die über 5 Millionen Menschen in 
Südafrika betrifft, gerne tabuisiert und nur 
so am Rande erwähnt wird: Aids. Aber da 
die Fußballfans beim Feiern und ausgie-
bigen Alkoholkonsum selbstverständlich 
immer an Prävention denken und schon 
lange verinnerlicht und begriffen haben, 
welche Folgen eine Ansteckung mit dem 
HI-Virus für sie bedeutet, sollten wir uns 
da keine Sorgen machen! Hauptsache der 
Tourismus boomt!

Nein, es ist in keinster Weise einfach, Aus-
richter eines solch großen Sportevents zu 
sein und verständlicherweise muss Südafri-
ka diese Chance ergreifen, um sich in der 
Welt bestmöglich zu präsentieren.

Bestmöglich jedoch darin, sich authentisch 
und realistisch zu zeigen, denn seien wir 
doch mal ehrlich: Südafrika steht während 
dieser Fußball-WM nicht nur für sich allein 
als Land, sondern für ganz Afrika. Alles was 
wir im Fernsehen sehen, im Radio hören, 
in den Zeitungen lesen werden, werden wir 
unbewusst mit ganz Afrika in Verbindung 
setzen.

Geht es den Menschen in Südafrika gut, 
geht es denen auf dem Rest des Kontinents 
auch gut. Wie fatal wäre da das Bild einer 
einzigen großen, bunten Party!?

Südafrika ist privilegiert. Es ist seit 1994 im 
„Club der westlichen Demokratien“ aufge-
nommen, unterhält unheimlich gute wirt-
schaftliche Beziehungen zur EU und den 
USA (man darf sich da noch mal fragen, 
warum die WM nach Südafrika vergeben 
wurde) und besitzt durch diesen wirtschaft-
lichen „Wohlstand“ eine Hegemonie in 
Afrika, die es nun aber auch zu nutzen gilt!
Vielleicht überrascht uns Südafrika genau-
so, wie uns die afrikanischen Staaten auf der 
Klimakonferenz in Kopenhagen überrascht 
haben, als sie sich dem Druck der Industrie-
staaten nicht beugten, mag es nun an der 
richtigen Stelle gewesen sein, oder nicht!

Vielleicht überrascht uns Südafrika und 
wird nicht das Bild einer heilen Welt abge-
ben, so wie es allgemein erwartet wird. Viel-
leicht überrascht uns Südafrika und wird 
Armut, Hunger, Aids und die Folgen der 
globalen Erwärmung in seiner Brutalität 
und Grausamkeit darstellen, wie es bisher 
einfach zu wenig getan wurde und vielleicht 
wird Südafrika auch Fußballweltmeister.

MK

- Glosse -

„Zeit, dass sich was dreht!“

Zu Gast bei Mandela
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Politisches Neusprech

- Einzelfall -
George Orwell stellte durch sein Buch „1984“ die These auf, dass, wer die 
Sprache gezielt verändert, damit sogleich das Denken in eine bestimmte 
Richtung lenken will. Sollten wir so denken, wie wir sprechen, so ist eine 
Sprachmanipulation zugleich auch immer eine Gedankenmanipulation. In 
dieser Rubrik sollen Begriffe im politischen Alltag näher erläutert und kri-
tisch analysiert werden.

Anzeige

[Rubrik Neusprech]

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin
Kopenhagener Straße 76
10437 Berlin - Prenzlauer Berg
Tel.: 030 / 47 53 87 24
Fax: 030 / 47 37 87 75
www.helle-panke.de
info@helle-panke.de

Freitag, 11. Juni 2010, 19:00 Uhr in Berlin
Ein zweites Bankenrettungspaket − Griechenland am Ende 
Reihe „Europa von links“
Mit einem 110 Mrd. Euro-Paket für die nächsten drei Jahre soll Griechenland wieder auf die Beine kom-
men. IWF und Eurozone stellen dafür härteste Bedingungen: Weitere Renten- und Lohnkürzungen, 
Schließungen von Krankenhäusern und eine weitere Erhöhung der Verbrauchssteuern. Allein für 2010 
wird Griechenland ein Rückgang der Wirtschaft um 4% prognostiziert. Währenddessen gerät die ge-
samte Eurozone durch Spekulationen in Gefahr. Der deutsche Anteil des Kreditpakets beläuft sich auf 
22 Mrd. Euro. Auf Drängen der Bundesregierung hin beteiligten sich die Deutsche Bank und andere, 
in dem sie weitere Millionenkredite an Griechenland ausreichen. Der Fall Griechenland steht für ei-
nen zweiten Bankenrettungspakt. Die Bevölkerung zahlt für die Krise. Die Banken werden erneut ge-
rettet. Die Wetten auf den Staatsbankrott weiterer Staaten gehen weiter.
Referent: Andreas Wehr, Wissenschaftlicher Mitarbeiter bei der Fraktion GUE/NGL im Europäischen 
Parlament (Ausschuss Wirtschaft und Währung), Moderation: Martin Hantke, Eintritt: 1,50 Euro
Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin  

Samstag, 19. Juni 2010, 14:00 bis 17:00 Uhr
Antimilitaristische und Antifaschistische Orte um den Rosa-Luxemburg-Platz
DenkMalTour
Der heutige Rosa-Luxemburg-Platz hat viel erlebt. Große Kundgebungen der KPD und der antifaschi-
stischen Verbände, aber auch die Stürmung durch Polizei und SA in den 30er Jahren. Mit dem Karl-
Liebknecht-Haus, der Torstraße, dem Scheunenviertel und den Prenzlauer Berg befinden sich um den 
Rosa-Luxemburg-Platz viele historische Orte mit antifaschistischer und antimilitaristischer Tradition.
Während der DenkMalTour werden wir uns auf die historischen und aktuellen Spuren dieser Ge-
schichte begeben und uns diesen Teil von Berlin anschauen.
Führung durch: Judith Demba-Fernandez Rios, Leitung: Janeta Mileva, Michael Popp
Gemeinsam mit den Naturfreunden Berlin, OG Adelante
Treffpunkt: Rosa-Luxemburg-Platz (Vor der Volksbühne)
Kosten: 1,50 Euro

„Schlecker ist kein Einzelfall“ - Meldung aus dem Focus vom 12. Januar 
2010

„Bei dem Angriff auf den Deutsch-Afrikaner Ermyas M. in Potsdam im Früh-
jahr 2006 sprachen Brandenburgs Innenminister Jörg Schönbohm (CDU) 
sowie sein Parteifreund Wolfgang Schäuble von einem Einzelfall“  

- Bericht aus Spiegel-Online vom 20.April 2006 

"Es war eine Illusion zu glauben, Korruption in Deutschland käme nur im 
Einzelfall vor." 
- Sylvia Schenk, Präsidenten von Transparency International (TI), in der 
Netzeitung vom 18. November 2007 
Der sog. Einzelfall soll aufzeigen, dass ein 
Ereignis einzigartig sei. Im Gegensatz zu 
Massenphänomenen, wie z.B. dem sog.  
„public viewing“ bei der Fussball-WM, der 
Massenarbeitslosigkeit oder den Volksdro-
gen Kaffee und Zigaretten, tritt der Ein-
zelfall vermeintlich selten auf. Ab wann 
ein Einzelfall zu einem größeren Phäno-
men wird, ist nicht eindeutig definiert, 
sondern liegt vielmehr im Auge des Be-
trachters. Viele Akteure sprechen gern und 
häufig von Einzelfällen, um keine Verant-
wortung übernehmen und nicht handeln 
zu müssen. Die Argumentation dahinter ist 
die, dass eine strukturelle Veränderung nur 
Sinn mache, wenn ein Phänomen häufiger 
als einmal auftrete. Bekannte Beispiele der 
Einzelfallthese sind rechtsextreme Über-
griffe auf Ausländer, Steuerhinterziehung 
und Korruption von Unternehmen, über-
triebene Disziplinierungen bei der Bundes-
wehr sowie Ausbeutungsverhältnisse durch 
Praktika, Zeitarbeit und Mini-Jobs. Auch 
wenn von vielen Beobachtern, Medien und 
Wissenschaftlern ein Ereignis den Status des 
Einzelfalles schon längst nicht mehr besitzt, 
wie z.B. bei rechtsextremen Übergriffen in 
den neuen Bundesländern oder der Aus-
beutung durch Praktika, so klammern sich 
viele an die Einzelfallthese, um ein Problem 
zu verharmlosen. Das Schlagwort wird so 
zu einem Instrument, um eine politische 
Handlung zu verweigern. 

by epikur

Anzeige
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weitere Termine auf www.rotdorn.org

Das Tier in uns
Vergessen hab ich sie nie, unsere Heimat, so schön 
und so uralt, 
wo heut am See ich niederknie, hier im tiefsten, 
dunklen Wald.
Sterben will ich nun, in stiller Einsamkeit,
so hoffnungsvoll, trotz unerfülltem Liebesreiz.

Wo Fischlein Abends ihre Nahrung fingen,
hier, am Bergsee, wo die drei Tannen stehen, 
hörte dieser Ort ihr leises, frohes Singen:
“In jedem Menschen steckt ein wildes, schönes Tier,
in jedem Menschen steckt ein Stück Natur,
vergessene Wälder, ich rufe euch,
einfaches Leben, ich sehne mich nach dir!”
…und sie griff verlangend meine Hand,
zeigte mir winzig, kleines Wassergetier
und auf dem glitzernd Spiegelbild,
fand ich die nie geglaubte Schönheit tief in ihr.

Es war ein liebes Menschengesicht,
doch ich musste fort
und uns trennte das moderne, kalte Feindeslicht.

Heut holt mich unsere Heimat nun zurück, 
wo ich mal fand, mein vergangenes, kurzes Liebesglück.  
Sterben will ich nun, in stiller Einsamkeit,
So hoffnungsvoll, trotz unerfülltem Liebesreiz.

Wo sie mich einst genommen, an die Hand
und mir hier gezeigt, was ruht, liebenswertes tief in 
mir,
fand ich auf mein glitzernd Spiegelbild,
was ich ihr damals noch alles hätte geben können,
als wildes schönes Tier. 

Ralf

16. bis 19. August 2010
Sommerworkshop der Jungen Panke
Zwischen Reform und Revolution - politisches Handeln in Widersprüchen

Das Ziel ist klar: »An die Stelle der alten bürgerlichen 
Gesellschaft mit ihren Klassen und Klassen-Gegensät-
zen tritt eine Association, worin die freie Entwicklung 
eines Jeden die Bedingung für die freie Entwicklung Al-
ler ist.« (Marx und Engels im Kommunistischen Mani-
fest) Umstritten aber ist, welche Wege zu diesem Ziel 
führen. Deshalb ist die Geschichte der Linken geprägt 
von Auseinandersetzungen um die konkreten Formen 
und die Radikalität der jeweils in Angriff genommenen 
gesellschaftlichen Veränderungen. 

Sie setzen sich fort bis in jede einzelne Strategiedebatte, 
jedes politischen Handeln. Wie weit kommen wir denn 
mit dem Parlamentarismus? Mit der Gremienarbeit im 
AStA, in der SchülerInnen-Vertretung? Wie weit mit der 
Blockade von Nazi-Aufmärschen, mit der 1.-Mai-Demo 
in Kreuzberg? -- Für solche Fragen und mögliche Ant-
worten nehmen wir uns vier Tage Zeit. In der Theorie 
wollen wir einen Bogen von Marx über Luxemburg und Gramsci bis zu neueren Diskussionen über radikale Realpolitik spannen. In 
praktischen Politik-Analysen wollen wir als Beispiele die aktuelle Weltwirtschaftskrise, Auseinandersetzungen um die Bildungspolitik 
und neuere Formen antirassistischer/antifaschistischer Politik untersuchen. Aber unser Programm ist nicht in Stein gemeißelt: Wenn 
Ihr kommen wollt, schreibt uns ruhig, falls Ihr weitere Text- und Themen-Vorschläge habt. 

Technix:
Ort -- Werftpfuhl bei Berlin, Team -- Dr. Klaus Lederer und Nancy Wagenknecht, Altersgrenze -- 27 Jahre, Kosten -- 20 Euro (bitte 
Bescheid geben, wenn das ein Problem ist), mitbringen -- Interesse an linker Theorie und Politik, rechtzeitige Anmeldung -- wichtig! 

Anzeige
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                 ist ein politisches Jugendmagazin. 

           Jede Sendung hat einen aktuellen 

           Themenschwerpunkt. Zu diesem 

           Schwerpunktthema werden verschiedene 

           Beiträge gestaltet, Studiogäste eingeladen, 

           Interviews gesendet und dazu passende  

          Musik gespielt. Außerdem wird über 

          bevorstehende Aktionen informiert. 

     ALSO: EINSCHALTEN  

               An jedem zweiten Dienstag 

        (jede gerade Kalenderwoche) 

        von 20 bis 21 Uhr  

        im Kabelradio auf 92,6 und 

        im Internetlivestream auf 

       www.alex-berlin.de/radio 

Alle Sendungen als mp3-file zum Download unter: 
www.ROTDORN.org


